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Vorbemerkung

Bioenergien und Biokraftstoffe1 stehen für ein 
Themenfeld, das stark schwankenden Konjunk-
turen unterliegt und zudem besonders facet-
tenreich ist. 2007 und 2008, im Angesicht von 
„ Tortilla-Krise“ und Aufständen wegen Nahrungs-
mittelknappheit, standen die sozialen Auswir-
kungen im Vordergrund, da in einigen Erdteilen 
die Flächenkonkurrenz zwischen Biokraftstoffen 
und Nahrungsmitteln unübersehbar geworden 
war. Der globale Rückgang der Nachfrage nach 
Biokraftstoffen – und auch nach Nahrungsmit-
teln – aufgrund der Finanz- und Wirtschafts krise 
ließ diese Debatten in erstaunlich kurzer Zeit ver-
stummen. Eine gewisse Erholung der globalen 
Konjunkur dürfte dieses Thema jedoch erneut 
akut werden lassen. Zwar sind Biokraftstoffe auch 
jüngst wieder in den Fokus der öffentlichen Auf-
merksamkeit gerückt, nachdem Ergebnisse einer 
Studie im Auftrag der Europäischen Union vorab 
bekannt geworden sind – diesmal allerdings, weil 
ihre Klimabilanz darin weitaus weniger positiv er-
scheint als es von offi zieller Seite bisher angenom-
men wurde.2 Im Juni 2010 hat die Europäische 
Kommission einen Beschluss zur Zertifi zierung 
nachhaltiger Biokraftstoffe gefasst, wobei auch je-
weils unterschiedliche Potenziale zur Treibhaus-
gaseinsparung berücksichtigt werden sollen.3 Ob 
die damit verbundenen Erwartungen erfüllt wer-
den, wird an der Praxis zu überprüfen sein.

Für Bürger/innen und Verbraucher/innen ist 
es angesichts der oft von Einzelinteressen gelei-
teten, einander widersprechenden Bewertungen 
von Biokraftstoffen schwierig, sich darüber eine 
fundierte Meinung zu bilden und ihr politisches 

sowie ihr Konsumverhalten danach auszurichten. 
Auf der einen Seite fi nden sich Positionen, nach 
denen Biokraftstoffe eine der wichtigsten und 
besten Lösungen für Fragen der Mobilität, Nach-
haltigkeit und Klimapolitik darstellen, auf der 
anderen Seite Positionen, nach denen klimascho-
nende Wirkungen und Nachhaltigkeitsaspekte 
grundsätzlich in Abrede gestellt werden und das 
Verbrennen von landwirtschaftlichen Erzeugnis-
sen, die vielleicht auch als Nahrungsmittel geeig-
net wären, als unhaltbarer moralischer Skandal 
erscheint. Zumal vor dem Hintergrund milliar-
denfacher Unter- und Mangelernährung auf der 
Welt. Mit dem vorliegenden Gutachten möchte 
die Friedrich-Ebert-Stiftung einen Beitrag zur Ver-
sachlichung dieser Debatten leisten, denn wie so 
oft liegt die „Wahrheit“ offenbar in der Mitte der 
gegensätzlichen Positionen. 

Das Gutachten liefert einen detaillierten Über-
blick über den aktuellen Sachstand hinsichtlich 
der derzeitigen ökonomischen, ökologischen und 
sozialen Bilanzen der Biokraftstofferzeugung und 
-verwertung. Darauf aufbauend werden ausge-
hend von einem Referenzszenario des „weiter 
wie bisher“ ein „worst case-Szenario“ und ein 
„best case-Szenario“ der Erzeugung und Nutzung 
von Biokraftstoffen im Hinblick auf zukünftig 
wachsende Nahrungsmittelbedarfe skizziert. Die 
Quintessenz des Gutachtens lässt sich in drei 
Thesen zusammenfassen:
1. Um eine ökologische und klimapolitische 

Nachhaltigkeit der Erzeugung, des Handels und 
des Verbrauchs von Biokraftstoffen zu erzielen, 
bedarf es zuallererst entsprechender Standards 

1 Das vorliegende Gutachten betrachtet schwerpunktmäßig Biokraftstoffe, die vorwiegend für Mobilitätszwecke eingesetzt werden, 
 berücksichtigt aber auch die Gesamtsituation von agrarischen Erzeugnissen, die zu energetischen Zwecken genutzt werden.

2 Financial Times Deutschland online vom 11.04.2010: Umweltrisiken – EU-Ziele für Biosprit wackeln, 
http://www.ftd.de/politik/europa/:umweltrisiken-eu-ziele-fuer-biosprit-wackeln/50099403.html

3 „Kommission führt Zertifi zierungssystem für nachhaltige Biokraftstoffe ein“, Pressemitteilung vom 10.06.2010 (IP/10/711).
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und Zertifi zierungen auf allen Etappen der Wert-
schöpfungskette, die politisch wirksam durch-
gesetzt werden müssen. Beimischungsquoten 
und klima- bzw. energiepolitisch begründete 
Verbrauchsziele sollten deshalb nicht abstrakt 
verordnet werden. Vielmehr sollten nur jene 
Biokraftstoffe zugelassen und gefördert werden, 
die den erwähnten Standards genügen.

2. Erzeugung, Handel und Verbrauch von Bio-
kraftstoffen müssen innerhalb eines globalen 
Bezugsrahmens regional differenziert nach ih-
ren sozialen, ökologischen und klimatischen 
Auswirkungen beurteilt werden. Zum einen las-
sen sich nicht alle landwirtschaftlichen Erzeug-
nisse für die Nahrungsproduktion verwenden, 
die sich jedoch zur Biokraftstoffproduk tion 
eignen. Zum anderen sind freie Flächenpoten-
ziale zum Anbau von Pfl anzen zur energeti-
schen Verwertung global sehr unterschiedlich 
verteilt. Entsprechende regionale Differenzie-
rungen wären daher in einer umfassenden Zer-
tifi zierungsstrategie zu berücksichtigen.

3. Im Hinblick auf das längerfristige Wachstum der 
Weltbevölkerung und einem entsprechend 
 steigenden weltweiten Nahrungsmittelbedarfs – 
 potenziert durch steigende Ernährungsan-
sprüche in aufsteigenden Schwellen- und 
 Entwicklungsländern – sind zeitliche Elemente 
besonders zu berücksichtigen. Die Erfüllung 
der beiden vorgenannten Punkte voraus ge-
setzt, kann der Förderung der Erzeugung, des 
Handels und des Verbrauchs von Biokraftstof-
fen eine wichtige entwicklungspolitische Funk-
tion zukommen: Sie kann die Produktivität im 
Landwirtschaftssektor jener Länder und Regio-
nen nachhaltig erhöhen, welche zwar vielver-
sprechende Potenziale aufweisen, die jedoch 
aufgrund der derzeitigen Struktur der Nah-
rungsmittelnachfrage in den Regionen und auf 
dem Weltmarkt noch nicht realisiert werden 

(können). Damit würden zusätzliche Einkom-
menschancen in den jeweiligen Ländern und 
Regionen entstehen und zugleich die Entwick-
lung des globalen Produktionspotenzials land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse – insbesondere 
potenzieller Nahrungsmittel – an die länger-
fristig zu erwartende globale Nachfrage nach 
Nahrungsmitteln befördert werden.

Das Gutachten vertritt allerdings auch die These, 
dass die Nutzung von Biokraftstoffen in einem 
größeren Maßstab ein Übergangsphänomen sein 
wird, sofern es nicht zu einer massiven Verschär-
fung des Hungerproblems in ärmeren Ländern 
kommen soll. Denn selbst wenn sich das globale 
Bevölkerungswachstum deutlich verlangsamen 
sollte, ist bereits in wenigen Jahrzehnten der 
Punkt erreicht, wo die weltweiten Anbaufl ächen 
nahezu vollständig für Nahrungs- und Futter-
mittelanbau benötigt werden. 

Dieses Gutachten ist aus einem früheren Ar-
beitszusammenhang mit Mitarbeitern der Verbrau-
cherzentrale Nordrhein-Westfalen heraus entstan-
den, aus dem bereits ein Kurzpapier mit verbrau-
cherpolitischen Forderungen hervorgegangen 
ist.4 In der vorliegenden Publikation wird die 
Gesamtsituation der Erzeugung, des Handels und 
des Verbrauchs von Biokraftstoffen ausführli-
cher behandelt, zusätzlich werden auch entwick-
lungspolitische Dimensionen berücksichtigt. Für 
die Erstellung des Gutachtens möchte ich Herrn 
 Professor Hans-Peter Piorr von der Hochschule 
für nachhaltige Entwicklung Eberswalde herzlich 
danken, ebenso Herrn Klaus W. Schmidt für die 
redaktionelle Bearbeitung der streckenweise sehr 
komplexen Thematik. 

Michael Fischer
Wirtschafts- und Sozialpolitik

Friedrich-Ebert-Stiftung

4 Bernhard Burdick, Frank Waskow (2009): Flächenkonkurrenz zwischen Tank und Teller; WISO direkt, Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn. 
Online unter: http://library.fes.de/pdf-files/wiso/06870.pdf 



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

5

Abbildungs- und Tabellenverzeichnis

 Abbildung   1: Einfl uss der US Ethanolproduktion auf den Weltgetreidemarkt 7

 Abbildung   2: Kulturarten und ihre Verwendung zur Erzeugung Erneuerbarer Energien 10

 Abbildung   3: Flächenbedarf für Biokraftstoffe 2010 
  (Biodieselproduktion auf Basis von Raps und Ethanolproduktion aus Weizen) 12

 Abbildung   4: CO2äq-Vermeidungskosten ausgewählter Bioenergie-Linien 15

 Abbildung   5:  Netto-CO2äq-Vermeidung pro Hektar (t CO2äq/ha) 16

 Abbildung   6: CO2äq-Vermeidung pro Hektar und CO2äq-Vermeidungskosten 17

 Abbildung   7: Problemdreieck Friedenspolitik, Armutsbekämpfung und 
  Nahrungsmittelversorgung 26

Abbildung 8: Entwicklung der Weltbevölkerung 2000 bis 2050  27

Abbildung 9: Nahrungsmittelbedarf im Spannungsfeld zwischen Mengenerzeugung 
  und veränderten Verzehrgewohnheiten 28

Abbildung 10: Getreidepreisentwicklung von Mai 2007 bis Mai 2010 29

Abbildung 11:  Bevölkerungswachstum und Unterernährung von 1990 bis 2009 32

Tabelle 1:  Globale Flächennutzung für die Erzeugung von Biokraftstoffen 2007 14

Tabelle 2:  Anteil an der globalen Erzeugung von Bioethanol und Palmöl 
  sowie die Position der Länder im Welthungerindex im Vergleich zwischen 
  1990 und 2009 20

Tabelle 3:  Globale Bioethanolproduktion 2008 (1.000 t Ölequivalente) 21

Tabelle 4:  Politische Zielsetzungen zum Einsatz von Biokraftstoffen im globalen Vergleich 23

Überblick über Bioenergiestoffe und verwendeter Fruchtarten sowie Pfl anzenbestandteile 11



Friedrich-Ebert-Stiftung

6

WISO
Diskurs

Seit Ende des Kalten Krieges hat die wirtschaft-
liche Entwicklung in Staaten mit großem Nach-
holbedarf zu einer beschleunigten Zunahme des 
Verbrauchs an Rohstoffen und fossilen Energie-
trägern geführt. Wesentliche Konsequenzen die-
ser Entwicklung sind die Verteuerung des Erdöls 
und ein stark steigender Ausstoß an Kohlen dioxid 
mit all seinen Folgen für das Weltklima. Im Zu-
sammenhang mit den zu erwartenden Versor-
gungsengpässen wurde die Suche nach alternati-
ven Brennstoffen, die auch in Zukunft Mobilität 
gewährleisten und gleichzeitig das Klima entlas-
ten, intensiviert. Mit den sogenannten Biokraft-
stoffen glaubte man, einen möglichen gangbaren 
Weg gefunden zu haben. Bei den Biokraftstoffen 
handelt es sich nicht, wie irrtümlich angenom-
men werden könnte, um Produkte, die den engen 
gesetzlichen Kriterien für Lebensmittel aus dem 
ökologischen Landbau unterworfen sind. Die 
Bezeichnungen „Biokraftstoff“ und „Bioenergie“ 
(englisch „Biofuel“ und „Bioenergy“) sind inter-
national üblich und weisen lediglich darauf hin, 
dass Energie aus Biomasse gewonnen wird. Sie 
stammt in aller Regel aus konventionellem An-
bau und wird mit Hilfe herkömmlicher Pfl anzen-
schutz- und Düngemittel produziert.

Im vergangenen Jahrzehnt wurde der Markt 
für „Biofuels“ schnell ausgebaut. Mittlerweile stellt 
sich die Frage, ob die Energieversorgung auf Ba-
sis landwirtschaftlicher Biomasse zu Lasten der 
Nahrungsmittelversorgung und auf Kosten preis-
werter Lebensmittel geht. Das muss im Rahmen 
der fünf Kernfragen behandelt werden, die seit 
einigen Jahren in der politischen Diskussion über 
globale Entwicklungen vorherrschen:
1. Wie kann die wachsende Weltbevölkerung 

ernährt werden?
2. Wie kann die Armut in der Welt bekämpft 

werden? 

3. Welche Bedrohung geht vom Klimawandel aus?
4. Wie kann eine nachhaltige Landwirtschaft ge-

sichert werden?
5. Können die zur Neige gehenden fossilen Roh-

stoffe durch nachwachsende Rohstoffe ersetzt 
werden?

Die vergangenen Jahrzehnte waren in den indus-
trialisierten Ländern von Überschüssen in der 
Lebensmittelerzeugung geprägt. Die Sicherung 
der Welternährung schien langsam Fortschritte 
zu machen. Dem Welthunger-Index 2009 (WHI 
2009) ist zu entnehmen, dass seit dem Jahr 1990 
in Süd- und Südostasien, Nahost, Nordafrika, 
Lateinamerika und in der Karibik insgesamt be-
trachtet bedeutende Fortschritte erzielt werden 
konnten. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die 
einzelnen Werte je nach Region sehr unterschied-
lich ausfallen und oft besonders krisenabhängig 
sind. Ernsthafte Besorgnis erregen muss jedoch 
der Umstand, dass der aktuelle WHI seit dem 
Jahr 2008 einen deutlichen Rückschlag ausweist. 
Demnach stieg die Zahl der Hungernden wieder 
um etwa 100 Millionen auf über eine Milliarde 
Menschen (FAO 2008, WHI 2009).

Auf der Suche nach den Ursachen dieser 
Entwicklung rückten die Biokraftstoffe ins Blick-
feld. Mexikos Grundnahrungsmittel gelangte in 
diesem Zusammenhang weltweit in die Schlag-
zeilen und gab einem Phänomen erstmals einen 
Namen: „Tortilla-Krise“. Die Produktion von Bio-
kraftstoffen wurde als Hauptgrund für die hohen 
Lebensmittelpreise ausgemacht. So belegt bei-
spielsweise eine Analyse des Weltgetreidemarktes 
(Heißenhuber 2008) die Beziehung zwischen der 
US-Ethanolerzeugung und den weltweit verfüg-
baren Getreidevorräten (siehe Abb. 1). Der stei-
gende Verbrauch an Mais führte von 1999 bis 
2008 tatsächlich zu einer Halbierung der Welt-
getreidevorräte. Diese Halbierung entspricht dem 

1. Einleitung
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US-Bedarf an Mais für die Ethanolerzeugung. Der 
Unwillen der betroffenen Menschen gipfelte in 
gewalttätigen Ausschreitungen.

Die an sich lobenswerte Absicht vieler indus-
trialisierter Länder, mit Hilfe politischer Förder-
programme für Biokraftstoffe ihre Energiepolitik 
CO2-neutraler zu gestalten, hatte ungeahnte Aus-
wirkungen auf die Agrarsituation in den ärmeren 
Ländern. Ehrgeizige Ziele zur Deckung des Kraft-
stoffbedarfs aus Biomasse waren nicht nur in der 
Europäischen Union gesteckt worden. Auch die 
USA wollten nicht hinten anstehen. Die dafür er-
forderliche Biomasseproduktion scheint zwangs-
läufi g auf Flächen stattzufi nden, die ansonsten der 
Nahrungsmittelerzeugung zur Verfügung stehen.

Wenn auch den Analysen renommierter For-
schungsinstitute zu entnehmen ist, dass die Pro-
duktion von Biokraftstoffen maximal 30 Prozent 
der Preissprünge beim Handelsgetreide betrage 
(Rosegrant 2008), so können Preissteigerungen 
am Weltmarkt in Entwicklungsländern verhee-
rende Auswirkungen haben, machen doch dort 
die Ausgaben für Lebensmittel einen hohen An-
teil des verfügbaren Einkommens aus.

Allerdings sind im globalen Maßstab regio-
nale Unterschiede in den Auswirkungen der 
Marktbewegungen zu beachten. Denn ein Effekt 
der Preissteigerungen war auch, dass ein Anreiz für 
eine höhere Produktivität in der landwirtschaft-
lichen Erzeugung entstand, der zur Erholung 

Abbildung 1: 

Einfl uss der US Ethanolproduktion auf den Weltgetreidemarkt

Kumuliertes 
Defi zit 
(tatsächlich):
-176 Mio. t

Kumuliertes 
Defi zit bei 
Nullwachstum 
US-Ethanol 
seit 2000 
(hypothetisch):
- 8 Mio. t
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1998/99 1999/00 2000/01 2001/02 2002/03 2003/04 2004/05 2005/06 2006/07 2007/081

Produktion2 1.481 1.463 1.444 1.475 1.443 1.471 1.644 1.588 1.565 1.666

Verbrauch2 1.448 1.467 1.468 1.492 1.506 1.534 1.587 1.604 1.620 1.688

Mais-Einsatz für 
US-Ethanol (Mio t.)

16 18 25 29 34 41 54 79

Lagerbestände fast halbiert
(von 112 auf 52 Tage)

Quelle: Isermeyer, F.; Wissenschaftlicher Beirat Agrarpolitik beim BMELV (2007): 
Nutzung von Biomasse zur Energiegewinnung – Empfehlungen an die Politik.
(Darstellung nach Heißenhuber 2008.)

1) April-Prognose des USDA-WAOB. 2) Weltproduktion bzw. -verbrauch von Weizen und Grob-/Futtergetreide in Mio. t.
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der Versorgungssituation und seit Mitte 2008 zu 
 einem drastischen Preisverfall an den Agrarmärk-
ten geführt hat. Davon sind jetzt vor allem die in-
dustrialisierten Länder mit ihrer Überproduktion 
negativ betroffen, weil sie nun wieder ihre Über-
schüsse nur mit entsprechenden Subven tionen 
in die globalen Märkte exportieren können.

Welche Erkenntnisse lassen sich aus der Ana-
lyse der Agrarmärkte mit ihren Preisausschlägen 
nach oben und unten vor dem Hintergrund re-
gionaler Nahrungsmittelkrisen, struktureller chro-
nischer Lebensmittelunterversorgung in den  armen 
Ländern und der Herausforderungen des Klima-
wandels mit dem Anspruch an eine globale Nach-
haltigkeitsstrategie gewinnen?

Chronischer Lebensmittelmangel tritt vor-
rangig in Erdteilen mit witterungsbedingten Ex-
tremen in Erscheinung. Politische Krisensitua-
tionen und starkes Bevölkerungswachstum tun 
ein  Übriges und sind weitere Auslöser für Hun-
gerkrisen. Die Versorgungssituation in den so-
genannten entwickelten Ländern hingegen er-
laubte eine Trendwende in Richtung auf eine 
nachhaltige Entwicklung, eingeleitet durch die 
Brundtland-Thesen (1987) und die Agenda 21 
(1992). Die Situation schien sich global betrach-
tet auf eine Bewältigung der Hunger- und Armuts-
krisen hinzubewegen (Sachs 2005).

Die in jüngerer Vergangenheit gemeldeten 
Daten zum Klimawandel führten innerhalb kür-
zester Zeit zu einer Kehrtwende auf dem bisheri-
gen Weg der Hungerbekämpfung und Nachhal-
tigkeitsentwicklung. Die Begründung liest sich 
plausibel:

Verändert sich das Klima in der prognosti-
zierten Schnelligkeit weiter, wird es nicht mehr 
möglich sein, die notwendige Steigerung der 
Nahrungsmittelerzeugung für eine wachsende 
Weltbevölkerung zu erreichen. Bleibt die Nah-
rungsmittelerzeugung auf der Strecke, wird sich 
die Spirale der Armutsentwicklung weiter drehen. 
Konfl iktherde werden sich global weiterentwi-
ckeln. Werden die fossilen Energieträger knapper, 
werden sich die Preise erhöhen. Mit steigenden 
Energiepreisen wird sich der Einsatz landwirt-
schaftlicher Biomasse zur Erzeugung Erneuerba-
rer Energien immer mehr lohnen. Setzt sich die-

ser Trend fort, wird nicht alleine die Flächenkon-
kurrenz gesteigert. Die Erzeugung von Biomasse 
wird eine Intensivierung der landwirtschaftlichen 
Produktion mit Dünge- und Pfl anzenschutzmit-
teln nach sich ziehen. Landwirtschaftliche Flä-
chen werden ausgeweitet werden, so dass in den 
Tropen noch mehr Regenwälder gerodet und in 
den humiden Klimaten schützenswerte Ökosyste-
me in Anspruch genommen werden würden. So 
könnten Klimaschutzstrategien zum Auslöser für 
weitergehende Probleme bei der Nahrungsmittel-
versorgung und Nachhaltigkeit werden. In letzter 
Konsequenz droht der Abbruch einer Nachhaltig-
keitsstrategie, die über Jahrzehnte entwickelt 
wurde.

Der Klimawandel bietet den verschiedenen 
politischen Akteuren und Interessensgruppen 
eine Plattform zur Wiederaufnahme ideologischer 
Auseinandersetzungen. Haben sich Konfl ikte um 
politische Lösungen vor vier Jahrzehnten noch 
primär auf der nationalstaatlichen Ebene abge-
spielt, so wird die politische Debatte heute ange-
sichts der drohenden globalen Krise zunehmend 
internationalisiert. Die vorliegende Studie soll 
einen Beitrag zur Versachlichung der Diskussion 
liefern und einen aktuellen Überblick über die un-
terschiedlichen Sachargumente und Perspektiven 
bieten. Sie kommt zu folgenden Ergebnissen:
• Steigende Lebensmittelpreise in den industria-

lisierten Ländern (insbesondere durch den 
Abbau entsprechender Subventionen) stellen, 
trotz der erschwerten Ernährungssituation für 
arme Menschen insbesondere in den Entwick-
lungsländern, eine indirekte Entwicklungshilfe 
dar. Dafür müssen sich die Industrieländer für 
landwirtschaftliche Produkte der Dritten Welt 
stärker öffnen.

• Maßnahmen zum Klimaschutz, wie der Aus-
bau der Nutzung von Biokraftstoffen, müssen 
mit der Lebensmittelversorgung einer wach-
senden Weltbevölkerung und der Bekämpfung 
der Armut verknüpft werden.

• Die Entwicklung und Durchsetzung von Nach-
haltigkeitsstandards in der gesamten Wert-
schöpfungskette ist Vorbedingung für einen 
Ausbau des globalen Handels mit agrarischen 
Rohstoffen.
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• Bilaterale Abkommen zwischen den beiden 
Haupterzeugerländern für Palmöl, Malaysia 
und Indonesien, sowie beispielsweise der Eu-
ropäischen Union mit den Hauptexporteuren 
von Zuckerrohrethanol – Brasilien, Kolumbi-
en, Paraguay, Pakistan, Indien und Thailand 
– könnten kurzfristig abgeschlossen werden, 
um die Zerstörung des Regenwaldes, die Bedro-
hung von Lebensraum und die Verletzungen 
von Menschenrechten nachhaltig zu verhin-
dern. Die Ernsthaftigkeit dieser Abkommen 
müsste durch einen deutlichen Ausbau der 
Entwicklungshilfe unterstrichen werden.

• Unter den vorgenannten Voraussetzungen 
werden keine gravierenden Probleme mit dem 
weltweiten Handel von Biokraftstoffen und 
deren Vorstufen auftreten. Die Frage von Flä-
chenkonkurrenzen zwischen Biokraftstoff- 
und Nahrungsmittelanbau muss nicht nur 
regional, sondern auch im zeitlichen Verlauf 
unterschiedlich beantwortet werden.
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2.1 Fruchtarten und ihre Verwendung

Bioenergie ist Energie aus Biomasse. Nachwach-
sende Rohstoffe sind landwirtschaftliche und 
forstwirtschaftliche Rohstoffe, die nicht als Nah-
rungs- beziehungsweise Futtermittel, sondern 
energetisch oder stoffl ich genutzt werden (SRU 
2007). Laut Defi nition der Fachagentur für Nach-
wachsende Rohstoffe e.V. (http://www.fnr.de) ge-
hören Energiepfl anzen zu den nachwachsenden 
Rohstoffen und werden ausschließlich für die 
energetische Nutzung angebaut.

Grundsätzlich lassen sich die mit heutigen 
Technologien nutzbaren Bioenergieressourcen 
nach Herkunft und Verwendungszweck untertei-
len:

Zur Gewinnung von Biokraftstoffen kann 
grundsätzlich jede getrocknete Biomasse genutzt 
werden. Beispielsweise sind Mais- oder Heusilage 
mit hohem Wassergehalt zu diesem Zweck un-
brauchbar, wohl aber getrocknetes Heu.

• Ethanol für die Beimischung zu Benzin oder als 
reiner Kraftstoff wird aus der Stärke oder dem 
Zucker in der Pfl anze auf dem Wege einfacher 
alkoholischer Vergärung gewonnen.

• Ölfrüchte liefern nach ihrer Pressung „Roh“-
Öl, das in robusten Motoren oder nach deren 
spezieller Umrüstung direkt verwertet werden 
kann. Diese Öle können „umgeestert“ in High-
Tech-Motoren zum Einsatz kommen. Dazu 
muss beispielsweise Rapsöl durch den Zusatz 
von Methanol in „Rapsöl-Methylester“ (RME) 
umgewandelt werden.

• Biogas wird aus kohlenstoffreichen und zu-
ckerhaltigen Materialien, aus Gülle (einem 
Gemisch aus Kot und Harn), Stallmist und 
Pfl anzen nach der Silierung erzeugt. Silierung 
oder Silage ist eine Konservierungsmethode 
für Grünfutter und nachwachsende Rohstof-
fe. Dabei wird das Pfl anzenmaterial verdichtet 
und luftdicht abgeschlossen. Bakterien „zerle-
gen“ energiereiche Biomasse wie Silomais oder 

2. Biomasseverwertung zur Erzeugung Erneuerbarer Energien

Abbildung 2: 

Fester Brennstoff: 
Stroh, Holz, Getreide

Gasförmiger Brennstoff: 
Biogas, Synthesegas

Flüssiger Brennstoff: 
Pfl anzenöl, Biodiesel, 

Bioethanol

Energiepfl anzen: Stärkeliefernde Pfl anzen (Getreide, Kartoffeln), zuckerliefernde Pfl anzen 
(Zuckerrüben, Zuckerrohr), ölliefernde Pfl anzen (Raps, Jatropha, Ölpalme), holzliefernde 
Pfl anzen (alle Gehölze)

Ernterückstände: Stroh, Blatt, Wurzeln

Organische Nebenprodukte: Gülle, Mist

Quelle: Eigene Darstellung.

Kulturarten und ihre Verwendung zur Erzeugung Erneuerbarer Energien
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Ganzpfl anzensilage aus Getreide. Das dabei 
ausgeschiedene Methan (Biogas) kann nach 
Aufarbeitung auch als Erdgasersatz in Fahrzeu-
gen genutzt werden.

Die Nutzungsweisen von Bioenergieträgern lassen 
sich zusammenfassend in die folgenden Gruppen 
einteilen:
1. Biokraftstoffe 

(vorrangig für Mobilitätszwecke)
• Biodiesel aus Ölpfl anzen, Altspeisefetten und 

Altspeiseölen,
• reines Pfl anzenöl,
• Bioethanol als Alternative zu Motorenbenzin, 

zukünftig auch auf Basis von Lignozellulose,
• Biomass-to-Liquid (BtL) mit hohen Anpas-

sungsfähigkeiten an den Kraftstoffbedarf –  
„Designerkraftstoff“,

• Biogas als Biokraftstoff zum Ersatz von Erdgas,
• Biowasserstoff.

2. Biogas für die stationäre Nutzung
 Hier ergeben sich Möglichkeiten zur kombi-

nierten stoffl ich-energetischen Nutzung. Die 
Biogaserzeugung ist in relativ kleinen, dezen-
tralen Produktionseinheiten rentabel, da der 

Transport von Gülle oder Silomais als Biogas-
substrat nur auf kurzen Strecken wirtschaftlich 
ist.

3. Biomasse zur Strom- und Wärmeerzeugung
 Sie schließt die dezentrale Kraft-Wärme-Kopp-

lung (KWK) aus Holz und Ernte-Nebenproduk-
ten wie Stroh mit ein. Dieser Bereich ist für die 
landwirtschaftliche Produktion in Deutsch-
land bisher kaum fl ächenrelevant und wird 
hier nicht weiter betrachtet.

4. Bioenergie zur dezentralen Versorgung 
ländlicher Strukturen in Entwicklungsländern

 Hier geht es sowohl um die erste Generation, 
beispielsweise der nicht weiterverarbeiteten 
Bioenergieträger, als auch um die zweite Ge-
neration, beispielsweise der Biomasseverga-
sung. Diese Art der Energienutzung benötigt 
bislang kaum landwirtschaftliche Flächen, da 
vorwiegend Brennholz sowie land- und forst-
wirtschaftliche Reststoffe und Abfälle genutzt 
werden. Steigende Energiepreise können den 
Anbau aber auch auf bisher landwirtschaftlich 
genutzten Flächen forcieren.

Überblick über Bioenergiestoffe und verwendeter Fruchtarten sowie Pfl anzenbestandteile

Biokraftstoffe

1. Biodiesel aus Ölpfl anzen wie Raps, Sonnenblumen, Ölpalme, Soja, Baumwolle, Rizinus,  Jatropha 
und aus Altspeisefetten

2. Pfl anzliche Rohöle ohne Weiterverarbeitung. Die pfl anzliche Herkunft wie beim Biodiesel

3. Bioethanol als Beimengung oder vollständiger Ersatz von Ottokraftstoff auf Zucker- oder 
Zellulosebasis aus Zuckerrübe, Getreidekorn oder Stroh

4. BtL-Kraftstoffe = Biomass-to-Liquid, bedeutet so viel wie Biomasseverfl üssigung. BtL-Kraftstoffe 
werden aus Holz, Stroh oder Ganzpfl anzenbiomasse hergestellt. Sie werden beigemischt oder 
dienen als vollständiger Ersatz von Diesel- oder Ottokraftstoff. 

5. Biogas als Ersatz für Erdgas aus der Biomasse-Fermentation, bevorzugt Gülle, Silomais und 
Ganzpfl anzensilage

Wärme und Strom

1. Biogas aus der Biomasse-Fermentation, bevorzugt Gülle, Silomais und Ganzpfl anzensilage in 
dezentralen stationären Anlagen zur Strom- und Wärmeerzeugung. Künftig auch nach Aufbe-
reitung zur Einspeisung in die Erdgasnetze  vorgesehen

2. Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen, vorrangig betrieben mit Holz- und Strohbiomasse
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2.2 Sachstand, allgemeine 
 Flächenbedarfe und Potenziale

Die Nutzung von Biomasse als Ressource für Er-
neuerbare Energien hat sich im Laufe des ver-
gangenen Jahrzehnts als eine der Alternativen 
für fossile Energiequellen herauskristallisiert. Die 
vielfältigen und faktisch allgegenwärtigen Mög-
lichkeiten der Erzeugung von Biomasse, die Erfah-
rungen bei der Nutzung unter den verschiedens-
ten Standortbedingungen, die verfügbaren Tech-
nologien und die weltweit entwickelten Nach-
haltigkeitsstrategien in Land- und Forstwirtschaft 
scheinen ein schier unerschöpfl icher Fundus für 
die Produktion klimafreundlicher Bioenergie zu 
sein, die allein durch den Bedarf entsprechender 
Anbaufl ächen begrenzt zu sein scheint.

Flächenbedarf in Deutschland und in der 
Europäischen Union
Bereits im Jahr 2006 äußerte sich Dieter Bockey 
von der Union zur Förderung von Oel- und 

 Prote inpfl anzen e.V. (UFOP) dahingehend, dass 
es einen relativ hohen Flächenbedarf für die 
 Erzeugung von Biokraftstoffen gebe, sollen die 
Ziele der EU erreicht werden, Biokraftstoffe mit 
einem Anteil von 5,75 Prozent an der Deckung 
des Kraftstoffbedarfes zu beteiligen. Die Bundes-
regierung hat in ihrem 2007 verabschiedeten 
 Klima- und Energiepaket erklärt, den energeti-
schen Anteil von Biokraftstoffen am Kraftstoff-
verbrauch bis zum Jahr 2020 auf 17 Prozent er-
höhen5 zu wollen (BMU 2007). Im Jahr 2007 
 umfasste der Anteil von Biokraftstoffen am Kraft-
stoffverbrauch 7,3 Prozent6 (4,6 Millionen Ton -
nen). In Deutschland werden derzeit knapp zwei 
Millionen Hektar Anbaufl äche für die Erzeugung 
von Biokraftstoffen und Biogas genutzt, was  
mehr als 15 Prozent der Ackerfl ächen entspricht. 
So stellen sich grundsätzlich Fragen, ob genü gend 
Flächenpotenziale für den Anbau von Bioener gie-
pfl anzen vorhanden sind und ob Landwirtschafts-
fl ächen für die Nahrungs- und Futtermittelerzeu-
gung nicht mehr benötigt werden.

Abbildung 3: 

Flächenbedarf für Biokraftstoffe 2010 

(Biodieselproduktion auf Basis von Raps und Ethanolproduktion aus Weizen)

Quelle: IE 2007.

5 Bis 2020 sollen 14% der Wärme, 17% der Treibstoffe und 27% des Stroms aus nachwachsenden Rohstoffen erzeugt werden.
6 Der Anteil bezieht sich auf den Energiegehalt.

Flächensaldo 2010
Biokraftstoffe

Flächensaldo (Weizen) 
für Bioethanol 2010

Flächensaldo (Raps) 
für Biodiesel 2010
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Die steigende Produktivität bei stagnierender 
Nahrungsmittelnachfrage führte in Europa aller-
dings dazu, dass immer weniger Flächen für die 
Nahrungsmittelversorgung genutzt werden. Das 
Resultat daraus war die Verpfl ichtung zur Still-
legung von Flächen. Diese könnten theoretisch 
für den Anbau von Energiepfl anzen reaktiviert 
werden. Einer Studie des Institutes für Energetik 
und Umwelt (IE 2007) zufolge ergeben sich in 
der Europäischen Union hinsichtlich der Erzeu-
gung von Ethanol und Biodiesel mit Ausnahme 
von Italien und Großbritannien relativ günstige 
Flächenverfügbarkeiten mit insgesamt geringen 
Flächendefi ziten (siehe Abb. 3). Auch in Deutsch-
land fehlen demnach zur Erfüllung der Zielvor-
gaben 2010 lediglich rund 500.000 Hektar, wäh-
rend Frankreich hingegen ein besonders hohes 
Flächenpotenzial ausweist.

Nach Vorschlägen der EU-Kommission sol-
len die Mitgliedstaaten (EU-27) mindestens zehn 
Prozent des Kraftstoffverbrauchs mit Biokraft-
stoffen decken. Gleich bleibenden Kraftstoffbe-
darf unterstellt, erforderte die Substitution von 
jeweils zehn Prozent Benzin durch Bioethanol 
sowie Diesel durch Biodiesel eine Anbaufl äche 
von 31 Millionen Hektar. Wie aus der inzwischen 
aufgelösten Zentralen Markt- und Preisbericht-
stelle für Erzeugnisse der Land-, Forst- und Ernäh-
rungswirtschaft (ZMP 2008) zu erfahren war, hat 
sich im Zeitraum von 2004 bis 2007 in der EU die 
Verwen dung von Ölsaaten zur Herstellung von 
Biodiesel mehr als verdoppelt – etwa ein Fünftel 
des EU-Ölsaatenverbrauchs ein schließlich der Im-
porte wurde 2007 zur Herstellung von Biokraft-
stoffen verwendet. Verschiedene Autoren haben 
die mögliche Anbaufl äche für Biomasse zur Er-
zeugung von Strom, Wärme und Kraftstoffen be-
rechnet. Dabei ergaben sich je nach Rahmenbe-
dingungen zwischen 20 und über 140 Millionen 
Hektar, die zur Verfügung stehen könnten.

Globaler Flächenbedarf
Die Analyse der globalen Landnutzung für die 
 Erzeugung von Biokraftstoffen zeigt, dass die 
Hauptanteile der Produktionsfl ächen für die Bio-
ethanol- und Biodieselherstellung in den USA, in 
Europa und Brasilien liegen. 3,2 Prozent der land-
wirtschaftlichen Flächen werden in den Indus-

trieländern für die Biokraftstofferzeugung in An-
spruch genommen, 0,6 Prozent in den Entwick-
lungsländern. Hier wiederum dominiert die 
 Zuckerrohranbaufl äche in Südamerika, wo 3,1 Pro-
zent des Agrarlandes entsprechend genutzt wer-
den. Afrika als Hauptproblemkontinent in der 
Nahrungsmittelversorgung stellt unter 0,1 Pro-
zent der Anbaufl ächen für die Kraftstofferzeu-
gung zur Verfügung. Global werden 25 Millionen 
Hektar landwirtschaftlicher Nutzfl äche für die 
Biokraftstofferzeugung genutzt, was einem Anteil 
von rund zwei Prozent der insgesamt 1.565 Mil-
lionen Hektar großen globalen Landwirtschafts-
fl äche entspricht (s. Tab. 1, alle Zahlen für 2007).

Ähnliche Zahlen werden auch durch Unter-
suchungen ausgewiesen, die Jürgen Zeddies von 
der Universität Hohenheim im Jahr 2008 durch-
geführt hat. Er kommt auf insgesamt 1,5 Milliar-
den Hektar global verfügbarer Ackerfl ächen, von 
denen rund 28 Millionen für die Erzeugung von 
Biokraftstoffen in Anspruch genommen wurden. 
Davon erforderte Getreide zur Erzeugung von Bio-
ethanol die bei weitem größte Anbaufl äche mit 
rund 15 Millionen Hektar. Zehn Millionen Hektar 
nahm die Erzeugung von Biodiesel in Anspruch, 
auf rund 2,5 Millionen Hektar wurde Zuckerrohr 
angebaut, wiederum zur Bioethanol-Erzeugung 
(Zeddies 2008).

Einen Eindruck von den Mengen, die dabei 
verarbeitet werden, vermitteln Zahlen zur Ver-
arbeitung von Getreide zu Bioethanol. Martin 
Schraa, damals noch Mitarbeiter der ZMP, prog-
nostizierte auf Basis seiner Untersuchungen für 
das Jahr 2009 weltweit die Verarbeitung von etwa 
118 Millionen Tonnen Getreide zu Bioethanol. 
Davon würden 110 Millionen Tonnen auf Mais 
entfallen, der primär in den USA angebaut wird. 
Diese Menge entspreche 15 Prozent des Welt-
maisverbrauchs. Lediglich fünf Millionen Ton-
nen Weizen und 0,7 Millionen Tonnen Gerste 
werden weltweit für Biokraftstoffe eingesetzt. Al-
les in allem würden 2009 rund sieben Prozent der 
Weltgetreideproduktion „versprittet“.

In den USA liegt der Schwerpunkt energie-
politischen Handels auf einer größeren Unabhän-
gigkeit bei der Energieversorgung. In der EU hin-
gegen wird neben der Klimaschutzfunktion auch 
die Entlastung des Marktes durch den Einsatz  
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von Biokraftstoffen diskutiert. Allerdings kommt 
Schraa (2009) zu der Schlussfolgerung, dass eine 
nachhaltige und umfassende Marktentlastung 
hierdurch nicht zu erwarten sei – zu gering sei der 
Rohstoffeinsatz gemessen am Gesamtverbrauch. 
Um ein vollständiges Bild zu erhalten, bedarf es 
 daher nicht nur einer Analyse von Flächenbe-
darfen, sondern es müssen auch die Bilanzen 
 hinsichtlich energetischer, ökologischer, ökono-
mischer und sozialer Aspekte berücksichtigt wer-
den.

2.3 Umwelt-, Energie- und soziale Bilanzen

National und EU-weit
Ob Klimaschutzmaßnahmen wirksam sind, hängt 
maßgeblich von den jeweiligen Minderungspoten-
zialen für CO2 und den entstehenden Vermei-
dungskosten der Erneuerbaren Energien ab (SRU 
2007). Die Europäische Union wie auch Deutsch-

land haben Klimaschutzprogramme vorgelegt 
mit dem Ziel, eine deutliche Reduktion von Kli-
magasen durch den zusätzlichen Einsatz von Bio-
kraftstoffen zu erreichen. Tatsächlich jedoch wird 
die Effi zienz der Biokraftstoffstrategie von vielen 
Wissenschaftlern sowie von Umwelt- und Ver-
braucherverbänden – selbst innerhalb der EU – in 
Frage gestellt (EU 2007, OECD 2008, vzbv 2007, 
Zah et al. 2007, Crutzen et al. 2007, NABU 2008, 
WBGU 2008). Andererseits hat diese Problematik 
bei den Politikern das Bewusstsein geschärft und 
zu einem tendenziell realistischeren, weniger 
idea lisierten Blick auf Biokraftstoffe beigetragen. 
So ist im August 2009 die „Biomasse-Nachhaltig-
keitsverordnung“ (BioSt-NachV) in Kraft getreten, 
die ein Verminderungspotenzial bei Treibhaus-
gasen von mindestens 30 Prozent – ab 1. Januar 
2011 von mindestens 40 Prozent – voraussetzt, 
damit die betreffende Biomasse auf die Beimi-
schungsquoten angerechnet und die Produktion 
steuerlich entlastet werden kann (BMZ 2008).

Tabelle 1: 

Globale Flächennutzung für die Erzeugung von Biokraftstoffen 2007

Quelle: Fischer et al. 2009.

Region Landwirt-
schaftliche 
Fläche

Erntefl äche der sechs 
wichtigsten Fruchtarten 
für Nahrung, Futter und 
Biokraftstoffe

Erntefl äche der sechs 
wichtigsten Fruchtarten 
für die Erzeugung von 
Biokraftstoffen 

(Mill. ha) Mill. ha % Mill. ha %

Nordamerika 230 75 33 11,4 5,0

Europa & Russland 305 24 8 7,2 2,4

Ozeanien & Polynesien 53 2 3 0,4 0,8

Asien 559 105 19 1,8 0,3

Afrika 244 48 20 0,2 <0,1

Zentralamerika & Karibik 43 12 28 0,2 0,5

Südamerika 129 71 55 4,0 3,1

Industrieländer 591 101 17 18,9 3,2

Entwicklungsländer 972 237 24 6,2 0,6

Welt 1.563 338 22 25.1 1,6
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In Deutschland produzierte Biokraftstoffe 
verursachen C02-Vermeidungskosten zwischen 
150 und 300 Euro je Tonne CO2, wogegen bei-
spielsweise die Strom- und Wärmeerzeugung mit 
Holzhackschnitzeln bei unter 50 Euro je Tonne 
CO2 liegen (siehe Abb. 4). Die CO2-Minderung 
wird als „Relatives Treibhauspotenzial oder CO2-
Äquivalent (CO2äq)“ angegeben. Es beschreibt, 
wie viel ein Treibhausgas zum Treibhauseffekt 
beisteuert und wie stark sich die durchschnittli-
che Erwärmung – in der Regel auf hundert Jahre 
hochgerechnet – entwickelt, wobei der Referenz-
wert am Kohlendioxid gemessen wird.

Während ein Holzhackschnitzel-Blockheiz-
kraftwerk auf Basis von Hölzern aus „Kurzum-
triebsplantagen“ – das sind Anpfl anzungen mit 
schnell wachsenden Bäumen, sogenannte Ener-
giewälder – eine Minderung von 12 Tonnen CO2äq 
je Hektar erreicht, kommt die CO2äq-Minderung 
von Biodiesel und Bioethanol auf lediglich drei 
Tonnen je Hektar. Einige Fachleute wie der Che-
mie-Nobelpreisträger Paul Crutzen gehen mitt-
lerweile sogar, je nach Intensität der Düngung 
und Bodenbearbeitung, von einer Zunahme der 
Klimaemissionen durch den Anbau von Energie-
pfl anzen für Biokraftstoffe aus (Crutzen et al. 
2007). Insgesamt gesehen ist das CO2-Einspar-

potenzial durch Biokraftstoffe eher gering. Würde 
in Deutschland ein Drittel der Agrarfl ächen für 
die Bioenergieerzeugung umgewidmet, könnten 
allenfalls 20 Millionen Tonnen CO2äq eingespart 
werden, so der Beirat des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz – dabei liegt schon die derzeitige jährliche 
globale Zuwachsrate der Treibhausgas-Emissio-
nen bei knapp einer Milliarde Tonnen CO2äq 
(WBA 2007).

Joachim Nitsch, Ingenieur am Institut für 
Technische Thermodynamik im Deutschen Zen-
trum für Luft- und Raumfahrt (DLR), hat be-
rechnet, dass der Energiemix in Deutschland vor-
aussichtlich zu Vermeidungskosten in Höhe von 
52 Euro je Tonne CO2 führen wird. Dabei hat er 
Fotovoltaik ausgenommen. Die derzeitigen Ver-
meidungskosten für Windenergie betragen im 
Mittel 65 Euro je Tonne CO2. Fotovoltaik verur-
sacht mit rund 740 Euro je Tonne CO2 noch sehr 
hohe Vermeidungskosten (Nitsch 2008).

Eine Projektion für das Jahr 2020 (WBA 
2007) gibt eine Rangordnung der möglichen Bei-
träge zur CO2-Minderung wieder. Danach stehen 
der Ausbau der Erneuerbaren Energien bei der 
Stromproduktion und die Effi zienzsteigerungen 
im Wärmebereich vorne – hier sind zu 75 Pro-

Abbildung 4: 

CO2äq-Vermeidungskosten ausgewählter Bioenergie-Linien

Quelle: Wissenschaftlicher Beirat Agrarpolitik 2007 (WBA 2007).
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zent energetische Maßnahmen bei der Gebäude-
technik entscheidend. Beides zusammen hat ein 
CO2-Minderungspotenzial von 70 bis 80 Millio-
nen Tonnen pro Jahr. Danach folgt die Auswei-
tung der Kraft-Wärme-Kopplung in Verbindung 
mit Effi zienzsteigerungen beim Strom. Hier er-
gibt sich ein jährliches Minderungspotenzial von 
etwa 60 Millionen Tonnen CO2. Mit insgesamt 
rund 70 Prozent der voraussichtlich bis 2020 er-
mittelten Emissionsminderungen erbringen die-
se drei Bereiche den Löwenanteil. Jeweils etwa 
gleichrangig mit Minderungspotenzialen von 20 
bis 25 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr folgen die 
Effi zienzsteigerungen im Verkehr, der Ausbau der 
Erneuerbaren Energien im Bereich der Wärme so-
wie die Ausweitung der Biokraftstoffe. Insgesamt 
betrachtet bringen bis zum Jahr 2020 die Effi zi-
enzsteigerungen etwas mehr als der Ausbau der 
Erneuerbaren Energien.

Dem Gutachten des Wissenschaftlichen Beira-
tes für Agrarpolitik (WBA 2007) folgend können die 
CO2äq-Vermeidungskosten der verschiedenen Bio-
energielinien folgendermaßen gruppiert werden:
• Die günstigsten CO2äq-Vermeidungskosten mit 

etwa 50 Euro je Tonne CO2äq entstehen bei 
Hackschnitzel-Heizungen, Hackschnitzel-HKWs, 
güllebasierten Biogasanlagen sowie bei den 
beiden CO-Verbrennungsoptionen mit Stroh 
oder Hackschnitzeln.

• CO2äq-Vermeidungskosten von 100 bis 200 Euro 
je Tonne CO2äq ergeben sich für Getreidehei-
zungen sowie Biodiesel und Biogas als Kraft-
stoff.

• Silomaisbasierte Biogasanlagen zur Strom- 
und Wärmeproduktion, Biogasanlagen ohne 
Verwertung der anfallenden Wärme und die 
 Ethanolerzeugung aus Weizen rangieren bei 
Kosten von 250 bis 450 Euro je Tonne CO2äq.

Da die Flächenkonkurrenz zwischen den ver-
schiedenen Bioenergieträgern insbesondere in 
den dicht besiedelten Ländern der EU mit gerin-
gen Reserven an landwirtschaftlicher Nutzfl äche 
ein wichtiger Faktor ist, spielt die Frage nach der 
CO2-Vermeidung je Flächeneinheit eine wesent-
liche Rolle. Auch unter dieser Prämisse liefern 
die auf Holz basierenden Verfahrenswege die 
günstigsten Ergebnisse (Abb. 5). Biogas schneidet 
durchschnittlich ab, die Biokraftstoffe zeigen die 
geringsten CO2-Vermeidungsleistungen je Hek-
tar. Die Verbrennung von Stroh hingegen muss 
anders beurteilt werden, da Stroh als sogenann-
tes Koppelprodukt nebenbei anfällt und somit in 
keiner Flächenkonkurrenz zur eigentlichen Pro-
duktion steht.

Eine weitere Analyse des WBA befasste sich 
2007 mit den volkswirtschaftlichen Auswirkun-
gen der unterschiedlichen Biomasse-Verwertungs-
linien, da ja die Kombination aus CO2-Vermei-

Abbildung 5: 

Netto-CO2äq-Vermeidung pro Hektar (t CO2äq/ha)

Quelle: WBA 2007.
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dungskosten je Hektar und die Vermeidungsleis-
tung je Hektar möglichst günstig ausfallen sollte. 
Das Ergebnis allerdings ergab kein anderes Bild, 
als die vorangegangenen Analysen. Holzbasierte 
Verfahren stellen die günstigste, Ethanol- und die 
Biodieselerzeugung die ungünstigsten Varianten 
dar. Pro Flächeneinheit wird mit Biokraftstof-
fen bei relativ hohem Kostenaufwand nur wenig 
CO2äq vermieden. Die Erzeugung von Biogas 
führt zwar zu einer relativ hohen Vermeidung von 
CO2äq je Hektar, ist aber wiederum mit beträcht-
lichen CO2äq-Vermeidungskosten verknüpft. Das 
Ergebnis ist insgesamt betrachtet ernüchternd: 
Die CO2äq-Vermeidungskosten von Bioenergie – 
insbesondere bei Biokraftstoffen und bei den 
meisten Biogasvarianten – liegen bei weit über 
100 Euro je Tonne CO2äq. Eine Ausnahme bildet 
die Nutzung von Hackschnitzeln (vgl. Abb. 6).

Die Rentabilität von Biostrom wird derzeit 
durch das Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) ge-
sichert:

Die Erzeugungskosten von Strom in Kohle-
kraftwerken liegen bei etwa 3,5 Cent/kWh. Das 
Entgelt für Strom, der aus Biomasse erzeugt wur-
de, wurde im EEG mit 15 Cent/kWh festgelegt. 
Zudem ist die Rentabilität von den Agrarpreisen 
abhängig. Steigen beispielsweise die Preise für 

Weizen um 50 Euro je Tonne, hat das indirekt 
Auswirkungen auf den Preis für Silomais, der sich 
damit um etwa 10 Euro je Tonne erhöht. Auch 
nicht außer Acht gelassen werden darf die Be-
ziehung zu den Energiepreisen herkömmlicher 
Energieträger. So liegt die Rentabilitätsgrenze von 
Biokraftstoffen in etwa bei den folgenden Erdöl-
preisen:
• Brasilien: Bioethanol aus Zuckerrohr

35 US-Dollar je Barrel
• Indonesien: Biodiesel aus Palmöl

45 US-Dollar je Barrel
• EU: Bioethanol z.B. aus Weizen 

90 US-Dollar je Barrel
• EU: Biodiesel z.B. aus Raps 

60 US-Dollar je Barrel
Der aktuelle Ölpreis je Barrel liegt derzeit (Juni 
2010) bei knapp 80 US-Dollar – im Juli 2008 klet-
terte er kurzfristig auf 145 US-Dollar je Barrel, um 
innerhalb eines halben Jahres auf 40 US-Dollar 
abzustürzen. 

Die Konkurrenzfähigkeit der Erneuerbaren 
Energie aus Biomasse ist also eng mit den Produk-
tionskosten verbunden. Steigende Agrarpreise er-
höhen zwangsläufi g die Rentabilitätsschwellen. 
Dieser Zusammenhang begründet das Argument, 
dass steigende Preise für agrarische Rohstoffe 

Abbildung 6: 

CO2äq-Vermeidung pro Hektar und CO2äq-Vermeidungskosten

Quelle: WBA 2007.
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 positive Regelungsfunktionen übernehmen. Hö-
here Agrarpreise können erneuerbare Energie aus 
Biomasse so weit verteuern, dass die Erzeugung 
nicht mehr lohnt. Es wird wieder Fläche freigesetzt 
für die Nahrungs- und Futtermittelversorgung. In 
der Folge würden die Preise für Nahrungsmittel 
wieder sinken und der Preiszyklus sich in einem 
nächsten Schritt fortsetzen. Diese Entwicklung 
wird auch von führenden Ökonomen prognosti-
ziert und in einem komplexen und globalisierten 
Markt zu einer höheren Volatilität der Preise und 
des Angebots führen (Hagedorn 2008, Heißen-
huber 2008, Zeddies 2008, Müller 2008).

Bei der Diskussion um CO2-Vermeidungs- 
und Produktionskosten muss bedacht werden, 
dass Deutschland und Europa nicht nur Produ-
zenten von Biokraftstoffen sind, sondern auch 
wichtige Nachfrager auf dem Weltmarkt. Von 
den rund 1,5 Millionen Tonnen Biodiesel, die in 
Deutschland im Jahr 2007 beigemischt wurden, 
stammt nach Schätzungen des Bundesverbandes 
Biogene und Regenerative Kraft- und Treibstoffe 
(BBK 2007) lediglich die Hälfte aus deutschem 
Anbau, die andere Hälfte wurde importiert – aus 
den USA alleine 500.000 Tonnen. Die Organisa-
tion für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung und die UN-Ernährungs- und Land-
wirtschaftsorganisation gehen in ihrem gemein-
sam herausgegebenen „Agricultural Outlook 
2009–2018“ (OECD-FAO 2009) davon aus, dass 
in Zukunft rund drei Millionen Tonnen Ethanol 
aus Brasilien in die EU importiert werden müss-
ten, um den verordneten Beimischungszwang er-
füllen zu können. Jüngere länderspezifi sche Ana-
lysen für die EU27 gehen allerdings von einem 
Potenzial an Bioethanol in der EU von 23 Millio-
nen Tonnen bei einem Bedarf von 13,4 Millionen 
Tonnen aus, wenn auf Getreideexporte verzichtet 
wird (Piorr 2010). Bei einem Anteil von 7,4 Prozent 
Biodiesel in der EU im Jahre 2018 würde die EU 
mehr als die Hälfte der weltweiten Biodieselpro-
duktion benötigen. Der Markt für Biodiesel in der 
EU wird nach Schätzungen der OECD-FAO (2009) 
mehr als 22 Millionen Tonnen ausmachen. Das 
Potenzial innerhalb der EU27 liegt allerdings 
nur bei 13,4 Millionen Tonnen. In Abhängigkeit 
von der Ölpfl anzenerzeugung in der EU und den 

Weltmarktpreisen werden demnach erhebliche 
Mengenanteile importiert werden müssen.

Globale Situation
Im Jahr 2005 waren etwa 14 Prozent der welt-
weiten Agrarfl äche nicht genutzt worden und 
standen damit grundsätzlich für den Anbau von 
Biomasse zur Erzeugung Erneuerbarer Energien 
zur Verfügung, so Jürgen Zeddies (Zeddies 2008). 
Allerdings geht er von einer weiter wachsenden 
Weltbevölkerung innerhalb der nächsten Jahr-
zehnte mit einem entsprechend höheren Bedarf 
an Lebensmitteln aus, was schon bis zum Jahr 
2020 alle Brachfl ächen für die Erzeugung von 
Nahrungsmitteln beanspruchen wird. Unter An-
nahme eines mittleren Bevölkerungswachstums 
bis zum Jahr 2050 wird ein Mehrbedarf an Nah-
rungsmitteln von 40 Prozent erwartet.

Auf der anderen Seite werden Ertragsreserven 
und -steigerungen in der EU-27 und im Osten 
 Europas gesehen. So spricht die Zeddies-Studie 
(Zeddies 2008) von 40 Prozent der Agrarfl ächen 
in Europa, die 2050 für Nahrungsmittelexpor-
te oder Bioenergieträger zur Verfügung stehen. 
Wenn die ehrgeizigen Ziele der Nahrungsmittel-
versorgung und der Produktion von Biomasse 
für Erneuerbare Energien erreicht werden sollen, 
sind allerdings für die Überwindung der abseh-
baren Ressourcenknappheit die Erträge und Leis-
tungen in der Landwirtschaft zu steigern. Seitens 
der Ökonomen ergeben sich die Schlussfolgerun-
gen in folgendem Ranking:
1. Sicherung der Nahrungsmittelversorgung;
2. Intensivierung der agrarischen Erzeugung zur 

Angebotssteigerung;
3. Beschränkung der Produktion landwirtschaft-

licher Biomasse für Erneuerbare Energien auf 
diejenige (Überschuss-) menge, die nach Inten-
sivierung der Agrarproduktion und Sättigung 
des Nahrungsmittelsektors anfällt;

4. globale Marktorientierung mit Liberalisierung 
der Agrarmärkte und Ausrichtung der Produk-
tion auf die Optimierung der Wertschöpfungs-
potenziale.

Die Konsequenzen der Analyse von Zeddies de-
cken sich im Wesentlichen mit den berühmt ge-
wordenen Ergebnissen von Jeffrey Sachs (Sachs 
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2005). Sie münden zwangsläufi g in einer Inten-
sivierung der Landwirtschaft zur Erhöhung der 
Einkommen der ländlichen Bevölkerung und der 
Nahrungsmittelversorgung. Demnach könnten 
im Spiel der Marktkräfte Überschussmengen als 
Bioenergieträger genutzt werden.

Was bei dieser Analyse allerdings meist über-
sehen wird, ist die wirtschaftliche Konkurrenz 
zwischen Bioenergieträgern und Nahrungsmit-
teln. Letztlich bildet sich am Markt ein Preis für 
beide Produktionsrichtungen. Der Landwirt ver-
kauft an den, der das Meiste bietet. Wie soll also 
bei steigenden Energiepreisen sichergestellt wer-
den, dass nicht zu viel landwirtschaftliche Nutz-
fl äche zum Anbau von Biomasse für Erneuerba-
re Energien genutzt wird? Schon heute wird in 
Fachkreisen davon gesprochen, dass der Ölpreis 
die Lebensmittelpreise bestimmt (EEA 2008, Funk 
2009). Wie kann also in einem globalen und libe-
ralisierten Welthandel gesichert werden, dass die 
reichen Nationen nicht die landwirtschaftlichen 
Ressourcen für Energiezwecke aufkaufen?

Land schon heute verplant
Tatsächlich wird Agrarland angesichts wachsen-
der Bevölkerung und Nutzungskonkurrenzen zu 
einer knappen Ressource. Dies belegen die Interes-
sen unterschiedlicher Investoren in den Entwick-
lungs- und Schwellenländern. So hat Madagas-
kar bereits die Hälfte seiner landwirtschaftlichen 
Nutzfl ächen für 99 Jahre an einen südkoreani-
schen Konzern verpachtet, der dort Mais anbau-
en will. Saudi Arabien hat landwirtschaftliche 
Flächen im Sudan, in der Ukraine, in Pakistan 
und Thailand gepachtet, China Reisfelder in Süd-
ostasien (Blas 2009, Cotula et al. 2009, Rathing 
2009). In den fruchtbarsten Gebieten Tansanias 
bauen ausländische Investoren Energiepfl anzen 
für den Export an. Das betrifft insbesondere die 
Usangu-Ebene, wo etwa tausend Reisbauern einer 
Zuckerrohrplantage weichen mussten, und die 
Lindi-Region, wo das englische Unternehmen 
Sun Biofuels auf 18.000 Hektar Jatropha anbaut. 
Dabei handelt es sich um eine Pfl anze, deren 
nicht als Lebensmittel verwendbarer Samen, die 
Purgiernuss, ein technisch nutzbares Pfl anzenöl 
produziert. Bauern, die dort bislang Maniok, Reis 

und Mais kultivierten, sollen nun die Produktion 
von Biodiesel vorantreiben (African Biodiversity 
Network 2007). In Äthiopien hat die Regierung 
17 Millionen Hektar landwirtschaftlicher Fläche 
für den Anbau von Jatropha ausgewiesen, darun-
ter die Gebiete mit den höchsten Niederschlägen 
im Land. Für mehr als eine weitere Million Hektar 
interessieren sich bereits ausländische Investoren 
(African Biodiversity Network 2007). Die indone-
sische Regierung stufte kurzerhand 27 Millionen 
Hektar Urwald als „unproduktive Waldgebiete“ 
ein, womit diese für eine Umwandlung in Öl-
palmplantagen geeignet waren (Forest Peoples 
Programme 2006). Schon heute gibt es in Indone-
sien rund sechs Millionen Hektar Ölpalmplan-
tagen, die die Existenz der ländlichen Bevölke-
rung bedrohen (Tauli-Corpuz & Tamang 2007). 
Die brasilianische Regierung stellt in ihrem „Na-
tionalen Plan für Bioenergie“ fest, dass mittelfris-
tig bis zu 100 Millionen Hektar Land zusätzlich 
für den Energiepfl anzenanbau erschlossen wer-
den können, ohne Nahrungsmittelproduktion 
oder Schutzgebiete zu gefährden. Feldforschun-
gen zeigen jedoch, dass die Ausdehnung der Zu-
ckerrohrplantagen vor allem auf dem Weideland 
der zentralen und südlichen Landesteile stattfi n-
det (Ministério da Agricultura 2005).

In seiner Übersicht spricht Rathing (2009) 
von über sieben Millionen Hektar landwirtschaft-
licher Flächen, die bereits von China, Südkorea, 
Japan, Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten gepachtet, gekauft oder in Inves-
titionsplanungen vorgesehen sind. Vorrangig lie-
gen diese Flächen in Entwicklungsländern, sind 
jedoch auch in den USA, Russland, Australien 
und Neuseeland zu fi nden.

Auch wenn diese Flächen im globalen Maß-
stab eine eher marginale Rolle spielen, muss hin-
terfragt werden, ob hier bereits ein Trend einsetzt, 
der in massiven Konkurrenzen zwischen Lebens-
mittelerzeugung und Biokraftstoffproduktion 
mündet. Dafür ist die Analyse der länderspezifi -
schen Verhältnisse unerlässlich. So produzieren 
Malaysia und Indonesien über 80 Prozent der glo-
balen Palmölmenge. Verantwortlich für die Aus-
dehnung der Palmölplantagen sind Armut und 
Hunger, was die Regierungen der betroffenen Län-
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der dazu veranlasste, Förderprogramme zur Ab-
holzung der Regenwälder aufzulegen. Erfolge bei 
der Bekämpfung des Hungers, wie sie der jüngste 
Welthungerbericht ausweist, bestätigen zwar die-
se Maßnahmen im Großen und Ganzen (siehe Ta-
belle 2). Dass sich dabei die Ölkartelle gegenüber 
Landbevölkerung und indigenen Völkern häufi g 
rücksichtslos und kriminell verhalten, wird hin-
genommen. Doch wenn die Industrieländer hier 
ein tatsächliches entwicklungspolitisches Inte-

resse besitzen, werden sie sich beispielsweise in 
diesen beiden Ländern (Malaysia und Indonesi-
en) der Gesamtproblematik von Hunger, Bevölke-
rungswachstum und Armut widmen müssen. Ein 
ernsthafter Beitrag zu Entwicklungshilfe und Kli-
maschutz gleichermaßen könnte das zertifi zierte 
Palmöl sein, welches den Nachhaltigkeitskrite-
rien entspricht und zu angemessenen Preisen 
gekauft wird. Nationale und EU-Bestrebungen 
zielen auf eine Absicherung der Nachhaltigkeits-

Tabelle 2: 

Anteil an der globalen Erzeugung von Bioethanol und Palmöl sowie die Position der Länder 

im Welthungerindex im Vergleich zwischen 1990 und 20097

Quelle: eigene Zusammenstellung nach BP (2010), WHI (2009). 

Land/Kontinent Produktion % Anteil an 
der globalen 
Erzeugung

WHI

Bioethanol 1990 2009

USA 17.460 50,2 k.A. k.A.

Kanada 694 2,0 k.A. k.A.

Brasilien 13.549 38,9 7,3 < 5

Kolumbien 129 0,4 k.A. k.A.

Paraguay 45 0,1 7,6 5,6

EU 1.337 3,8 k.A. k.A.

Australien 76 0,2 k.A. k.A.

China 1.021 2,9 11,6 5,7

Indien 125 0,4 31,7 23,9

Pakistan 199 0,6 24,7 21

Thailand 164 0,5 16,4 8,2

34.800 100

Palmöl (in 1.000 t)

Malaysia 17.700
86,6

8,8 < 5

Indonesien 19.700 19,7 14,8

7 Im Welthungerindex (WHI) gelten Werte ab 20 als alarmierend. Malaysia als ein Hauptexporteur für Palmöl wird im jüngsten WHI- 
Report der FAO (FAO 2009) ausdrücklich als eines der Länder mit den größten Fortschritten in der Hungerbekämpfung genannt.
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kriterien sowohl für die inländische Erzeugung 
wie auch für die Importe von Biokraftstoffen. 
Die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung 
wurde am 29.07.2009 im Bundesgesetzblatt ver-
öffentlicht  (BGBL 2009). Das Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz (BMELV) fördert seit 2008 das Pilotprojekt 
International Sustainability and Carbon Certi-
fi cation (ISCC). Im Vergleich zu anderen inter-
nationalen Zertifi zierungssystemen ist das ISCC 
schon weit vorangeschritten und hat erste Test-
Zertifi zierungen in mehreren Ländern durchge-
führt. Die EU legt in der Erneuerbare-Energien-
Richtlinie verschiedene ökologische und soziale 
Nachhaltigkeitskriterien für Biokraftstoffe und 
fl üssige Biobrennstoffe verbindlich fest (Art. 17– 
19). Wichtig sind insbesondere die Kriterien zur 
Gewährleistung der sozialen Nachhaltigkeit. Al-

lerdings liegt die Nachweispfl icht in diesem Fall 
nicht beim Produzenten, sondern es sind im 
zweijährigen Turnus Berichte der EU-Kommis-
sion über die Einhaltung der Sozialstandards in 
den Exportstaaten vorgesehen (Kaphengst et al. 
2009). Immerhin lässt sich feststellen, dass inner-
halb eines kurzen Zeitraumes die Kritik an den 
Biokraftstoffen zu einer strengeren Überwachung 
der Nachhaltigkeit als bei Lebensmittelimporten 
geführt hat.

Die Bioethanolerzeugung beschränkt sich 
ebenfalls auf wenige Länder (siehe Tabelle 3 für 
das Jahr 2008). Gut 52 Prozent der globalen Pro-
duktionsmenge werden in Nordamerika, insbe-
sondere in den USA erzeugt, knapp 39 Prozent in 
Brasilien und 2,9 Prozent in China. Alle anderen 
Produktionsländer haben mit zusammen 2,2 Pro-
zent nur einen marginalen Anteil am Ethanol-

Tabelle 3: 

Globale Bioethanolproduktion 2008 (1.000 t Ölequivalente)

Land/Kontinent Produktion % Anteil an der 
globalen Erzeugung

USA 17.460 50,2

Kanada 694 2,0

Summe Nordamerika 18.154 52,2

Brasilien 13.549 38,9

Kolumbien 129 0,4

Paraguay 45 0,1

Summe Südamerika 13.723 39,4

Summe EU  1.337 3,8 3,8

Australien 76 0,2

China  1.021 2,9

Indien 125 0,4

Pakistan 199 0,6

Thailand 164 0,5

Summe Asiatisch-Pazifi scher Raum  1.586 4,6

34.800 100 100

(Quelle: BP (2010).
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8 Will man eine Nachhaltigkeitskontrolle einrichten, wie sie für den Palmölhandel in einem ersten Schritt schon erreicht ist, muss man 
sich daher weltweit mit sechs Ländern beschäftigen:

 1. Brasilien
 2. Pakistan
 3. Thailand
 4. Indien
 5. Kolumbien
 6. Paraguay

Weltmarkt. Für den globalen Handel mit Ethanol 
hat einzig die Ethanolerzeugung aus Zuckerrohr 
in Brasilien eine Bedeutung.8 

Die Analyse weist darauf hin, dass auch von 
der Biokraftstoffproduktion nur wenige Länder 
in nennenswertem Ausmaß betroffen sind oder 
diese Rohstoffe in größerem Umfang exportie-
ren. Wenn sich schon Erzeugung und Export von 
Palmöl auf lediglich zwei Länder beschränken, 
sollte es möglich sein, seitens der europäischen 
Union bilaterale Abkommen zur Entwicklung ei-
ner nachhaltigen Wertschöpfungskette für Palm-
öl abzuschließen. In einem ersten Schritt ist dies 
auch im Verbund von WWF Deutschland, lokalen 
WWF-Büros und der Bundesregierung in Zusam-
menarbeit mit dem „Roundtable on Sustainable 
Palmoil“ (RSPO) erfolgt. Grundlage der Beschei-

nigung für nachhaltige Produktion bildete der 
Standard „International Sustainability and Car-
bon Certifi cation“ (ISCC). ISCC wurde in einem 
Multistakeholder-Prozess nach den Nachhaltig-
keitskriterien der EU-Richtlinie zur Förderung 
Erneuerbarer Energien entwickelt. Dabei wurden 
 bereits bestehende Standards, wie beispielsweise 
der RSPO, berücksichtigt. Allerdings hat zertifi -
ziertes Palmöl in Europa bislang zu wenig Interes-
senten gefunden. Von 1,2 Millionen Tonnen zer-
tifi zierten Palmöls sind lediglich 320.000 Tonnen 
verkauft worden. Wie die Entwicklung der Einfüh-
rung von Nachhaltigkeitskriterien einzuschätzen 
ist, wird sich erweisen müssen. Umweltorganisa-
tionen sind derzeit noch äußerst skeptisch und 
sprechen vom „Greenwashing“ der Biokraftstoffe 
(BMELV 2009, Lessner 2010).
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3.1 Politische Programme

Die politischen Vorgaben im Zusammenhang mit 
den Biokraftstoffen lassen sich auf vier grundsätz-
liche Ziele reduzieren: CO2-Reduktion zum Kli-
maschutz, Unabhängigkeit von Erdölimporten, 
Regulierung von Agrar-Überschussproduktionen 

sowie Erwirtschaften von Devisen. Die unten-
stehende Tabelle 4 gibt eine Übersicht über die 
weltweit wichtigsten Regelungen zu den Bio-
kraftstoffen. In der Regel werden die jeweiligen 
nationalen Ziele auch mit fi nanziellen Anreizpro-
grammen unterstützt. So ist es in den USA üblich, 
für den Bau neuer Ethanol-Fabriken günstige Kre-

3. Politische Programme und Szenarien

9 1 Gallone entspricht 3,785 l.

Tabelle 4: 

Politische Zielsetzungen zum Einsatz von Biokraftstoffen im globalen Vergleich

Quelle: eigene Zusammenstellung nach Fischer et al. 2009.

Land/
Staatengemeinschaft

Ziele

Australien 350 Mio. l Biokraftstoffe bis 2010

Kanada 5% Beimischung zu Kraftstoffen bis 2010

EU 5,75% Biokraftstoffanteil bis 2010, 10% bis 2020

Deutschland 5,25% Biokraftstoffanteil bis 2010 und 6,25% bis 2020

Frankreich 7% Biokraftstoffanteil bis 2010, 10% bis 2020

Japan
0,6% Biokraftstoffe bis 2010, Reduzierung des Verbrauchs an fossilen 
Kraftstoffen um 20% bis 2030

Neuseeland 3,4% Biodiesel- und Ethanolkraftstoffanteil bis 2012 

USA
12 Mrd. Gallonen1 Biokraftstoffe bis 2010, 20,5 Mrd. Gallonen bis 2015, 
36 Mrd. Gallonen bis 2022 

Brasilien 25% Ethanol-Beimischung und 5% Biodiesel-Beimischung bis 2010 

China
2 Mio. t Ethanol bis 2010, 10 Mio. t bis 2020; 0,2 Mio. t 
Biodieselerzeugung bis 2010, 2 Mio. t. Biodiesel bis 2020

Indien
10% Ethanolbeimischung bis 2009, 20% Ethanolbeimischung 
und 20% Biodieselbeimischung bis 2017

Indonesien 2% Biokraftstoffeinsatz bis 2013, 3% bis 2015, 5% bis 2020

Thailand 10% Biodieselbeimischung bis 2012, 10% Ethanolbeimischung bis 2012 

Südafrika 2% Biokraftstoffe bis 2013
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dite zu gewähren. In Europa erhält die Industrie 
für Investitionen im Ethanol-Bereich und in der 
FlexFuel-Technologie Steuererleichterungen, bei-
spielsweise in Schweden bis zu dreißig Prozent 
(Fischer et al. 2009).

Innerhalb der EU steht der Klimaschutz im 
Vordergrund, wobei die „politisch korrekte“ Ent-
sorgung der Überschussproduktion zusätzliche 
Argumente liefert. Die USA haben ihre Ethanol-
Produktion enorm ausgeweitet. Die hohen Bei-
mischungsziele sowie die standhafte Ablehnung 
des Kyoto-Protokolls zeigen, dass hier primär die 
Abhängigkeit von Erdölimporten gesenkt wer-
den soll. Auch Schwellenländer wie Brasilien 
und  Argentinien zielen auf die höhere Unabhän-
gigkeit von den Ölimporten ab, wofür der hohe 
 Eigenbedarf spricht. Im Falle Brasiliens, dem 
Hauptexporteur von Zuckerrohr-Ethanol, spielt 
zudem die expansive Exportpolitik für agrarische 
Rohstoffe eine tragende Rolle. Indonesien und 
Malaysia verfolgen eine klare Exportpolitik, selbst 
wenn die heimische Versorgung zunehmend 
an Bedeutung gewinnt (Berg 2009, Funk 2009, 
Schraa 2009, Keller 2009, WWF 2007).

Die politische Förderung von Bioethanol 
ist innerhalb der EU-Mitgliedsländer nicht ein-
heitlich geregelt. In Deutschland ist der gesetz-
lich geregelte Mindestanteil von Bioethanol be-
zogen auf den Energiegehalt bis Ende 2009 mit 
2,8 Prozent festgelegt, ab 2010 soll er 3,6 Prozent 
betragen. E-85, also Kraftstoff mit einem Mi-
schungsverhältnis von 85 Prozent Bioethanol und 
15 Prozent herkömmlichem Benzin, ist steuer-
begünstigt. E-85 wird zudem durch den Ausbau 
des Tankstellennetzes gefördert. In Frankreich 
ist die Beimischung nicht Pfl icht, die Hersteller 
profi tieren jedoch steuerlich. In Großbritannien 
ist der Einsatz von Biosprit verpfl ichtend, die Bei-
mischung liegt jedoch unterhalb der EU-Ziele. In 
Schweden gibt es überhaupt keine Beimengungs-
pfl icht, aber eine Befreiung von der Verbrauchs-
steuer sowie steuerliche Vergünstigungen für die 
FlexFuel-Fahrzeuge (Langbehn 2009, Fischer et 
al. 2009). In Brasilien muss dem Benzin 25 Pro-
zent Bio-Ethanol beigemischt werden. Die Energy 
Bill 2007 der USA schreibt vor, dass bis zum Jahr 

2022 136 Milliarden Liter Bioethanol erzeugt und 
20 Prozent des herkömmlichen Ottokraftstoffes 
durch Biokraftstoffe ersetzt werden sollen (Lang-
behn 2009, Fischer et al. 2009).

Die EU ist der bedeutendste Markt für den 
Einsatz von Biodiesel. Im Wesentlichen orientie-
ren sich die europäischen Regelungen an der Bei-
mengungsvorgabe, die beispielsweise in Deutsch-
land eine Beimischungspfl icht von 5,25 Prozent, 
ab 2010 von 6,25 Prozent Mindestanteil im 
 Dieselkraftstoff vorsieht. Die derzeitige Mengen-
regelung sorgt in Deutschland für einen Bio-
dieselabsatz von 1,6–1,7 Millionen Tonnen jähr-
lich. In Frankreich betragen die steuerlich be-
günstigten Biodieselquoten 2,3 Millionen Tonnen 
im Jahr 2009, 3,1 Millionen Tonnen 2010. Die 
europä ische Biodieselproduktion soll 2009 etwa 
9,6 Milliarden Liter erreichen und bis zum Jahr 
2018 auf 18,4 Milliarden Liter ansteigen. Damit 
wird Europa weltweit zum bedeutendsten Bio-
dieselhersteller werden. Die OECD-FAO-Prognose 
2009 erwartet bis 2018 weiterhin eine Import-
menge von Biodiesel in Höhe von 3,9 Milliarden 
Liter, um den Bedarf von geschätzten 22,3 Mil-
liarden Litern in Europa decken zu können. 
Wichtige Exporteure werden die USA, Brasilien 
und Argentinien mit Biodiesel aus Sojaöl und 
Raps werden. In den USA gibt es trotz der Bei-
mischungspfl icht, die bis 2012 etwa 3,3 Milliar-
den Tonnen betragen soll, schon heute eine 
 deutliche Überkapazität der Produktionsanlagen 
von über 50 Prozent. Brasilien und Argentinien 
planen eine Beimengungsquote von 5 Prozent 
(Keller 2009, OECD-FAO 2009). Ob Palmöl eine 
größere Rolle bei der Produktion von Biodiesel 
spielen wird, ist noch nicht sicher. Europa als 
 einer der größten Importeure führt etwa 10 Pro-
zent der Palmöljahresproduktion ein. Der über-
große Anteil wird allerdings für Nahrungszwecke 
verwendet, der laut USDA (2010) 75 Prozent aus-
macht. Global wurden bisher nur 5 Prozent für 
Strom, Wärme und Kraftstoffe verwendet. 2009 
betrugen die Importmengen 4,9 Millionen Ton-
nen. Zum Vergleich: China und Indien impor-
tierten 2008/09 insgesamt 12,2 Millionen Tonnen 
Palmöl.
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3.2 Rahmenbedingungen der Szenarien

Die Landwirtschaft befi ndet sich in einem Span-
nungsfeld aus Ernährungssicherung, Klimaschutz 
und Energieversorgung. Im Folgenden werden 
mögliche Entwicklungsrichtungen unter Charak-
terisierung der wesentlichen Kräfte skizziert, die 
die Agrarmärkte der Zukunft bewegen. Anschlie-
ßend erst kann darüber diskutiert werden, welche 
Optionen für die Weichenstellung gegeben sind, 
um eine Verbesserung der Versorgungslage in 
den ärmeren Ländern zu erreichen. Aufgrund der 
enormen Komplexität des Themas sollte dieses 
kurze Kapitel als Diskussionsangebot verstanden 
werden, das auch den fachlich nicht vorbelaste-
ten Leser erreichen kann. Zur besseren Übersicht 
werden im Anschluss an die Darstellung der Rah-
menbedingungen drei Szenarien entwickelt:
1. Das Referenzszenario, in dem das „Weiter wie 

bisher“ beschrieben wird.
2. Das „Worst Case“-Szenario, das auf einer Kom-

bination pessimistischer Annahmen basiert.
3. Das „Best Case“-Szenario, in dem die Bedin-

gungen und Optionen für positive Verände-
rungen zusammengefasst werden.

Viele der grundsätzlichen Annahmen für die Sze-
narien haben den jüngsten OECD-FAO-Report 
„Agricultural Outlook 2009“ zur Basis, in dem der 
Versuch unternommen wurde, die globale land-
wirtschaftliche Entwicklung bis zum Jahr 2018 
abzuschätzen (OECD-FAO 2009). Die Szenarien 
sollen darüber hinausgehen und den Zeitraum 
der nächsten zwei bis drei Dekaden abbilden.

Rahmenbedingungen
Die Landfl äche unserer Erde beträgt etwa 144,5 
Millionen km2, das sind 14,45 Milliarden Hektar. 
Davon werden rund 50 Millionen km2, also fünf 
Milliarden Hektar landwirtschaftlich genutzt, 
hiervon wiederum rund 1,4 Milliarden Hektar 
ackerbaulich.

Die global für den Anbau von Energiepfl an-
zen genutzte Fläche ist derzeit mit etwa 20 Millio-
nen Hektar relativ gering. Wälder bedecken wei-
tere 57,1 Millio nen km2. Knapp 21,4 Millionen 
km2 sind mit Siedlungs- und Verkehrsfl äche belegt. 

Die Weltbevölkerung beträgt aktuell rund 6,7 Mil-
liarden Menschen (WBGU 2008, Faaij 2008).

Deutschland hat eine Landfl äche von rund 
35 Millionen Hektar. Davon wird etwa die Hälf-
te landwirtschaftlich genutzt. Hiervon wiederum 
sind zwölf Millionen Hektar Ackerland und fünf 
Millionen Hektar Grünland. Die Waldfl äche um-
fasst 11,1 Millionen Hektar. Weitere 13 Prozent 
Deutschlands sind mit Siedlungs- und Verkehrs-
fl ächen be legt.

Die nutzbare Bodenfl äche ist begrenzt. Beim 
Anbau von Energiepfl anzen zur Energiegewin-
nung kann es zu einer Konkurrenz um Flächen 
kommen. Insbe sondere bleibt die Frage offen, ob 
der Ausbau einer nachhaltigen Land- und Forst-
wirtschaft, der Schutz der Biodiversität und ein 
nachhaltiger Tourismus mit den Flächenansprü-
chen des Biomasseanbaus für Erneuerbare Ener-
gien in Einklang zu bringen sind.

Bevölkerungsentwicklung und 
Nahrungsmittelbedarf
Nach dem Zweiten Weltkrieg haben sich drei glo-
bale Hauptaufgaben in den Vordergrund gescho-
ben: die Befriedung der Welt, die Versorgung mit 
Nahrungsmitteln und die Bekämpfung der Ar-
mut. Alle drei Themen stehen in unmittelbarem 
Zusammenhang und können daher nur gemein-
sam diskutiert werden (Abb. 7).

In einem kriegerischen Umfeld ist die Versor-
gung mit Nahrungsmitteln grundsätzlich immer 
gefährdet, zudem verhindern Kriege die Entwick-
lung von Wohlstand in den betroffenen Ländern. 
Die mangelhafte Versorgung mit Nahrungsmit-
teln führt zu gesellschaftlichen Auseinanderset-
zungen und ist der Keim für Armut. Arme Men-
schen können keine Nahrungsmittel kaufen und 
besitzen auch nicht die Mittel dafür, die Produk-
tivität ihrer Landwirtschaft zu steigern. Dieses 
Problemdreieck für sich alleine genommen lässt 
schon erahnen, welches Konfl iktpotenzial die 
Konkurrenz zwischen landwirtschaftlichen Nutz-
fl ächen und Nahrungsmittelversorgung einerseits 
und Biomasse für Erneuerbare Energien anderer-
seits beherbergt. Der britische Volkswirtschaftler 
Sir Nicolas Stern, der mit seinem Aufsehen erre-
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genden Stern-Report aus dem Jahr 2006 auf die 
dramatischen Folgen der verzögerten Reaktion 
auf den Klimawandel hinwiesen hatte, beschreibt 
die Situation in einem Satz: „Dem Klimawandel 
kann man nur beikommen, indem man die Ar-
mut bekämpft.“ (Stern 2006)

Experten der Vereinten Nationen (UN) ha-
ben prognostiziert, dass die Weltbevölkerung in 
vier Jahren die Sie ben-Milliarden-Marke über-
schritten haben wird (Abb. 8). Bis zum Jahr 2020 
wird von einem Bevölkerungswachstum von 
 einem Prozent pro Jahr ausgegangen. Danach soll 
eine leichte Abschwächung der Zuwachsrate ein-
treten. In Afrika wird der Bevölkerungszuwachs 
auf etwa 2 Prozent geschätzt. Im Jahr 2050 soll 
unser Planet trotz Abschwächung der Zuwachsra-
ten etwa 9,2 Milliarden Menschen beherbergen. 
Fast ein Drittel der Weltbevölkerung lebt in In-
dien und China, wo die Wirtschaften derzeit mit 
jährlichen Zuwachsraten von 8 bis 10 Prozent 
wachsen (FAOSTAT 2004, Zeddies 2008).

Hieraus ergibt sich voraussichtlich ein stark 
steigender Verbrauch von Grundnahrungsmitteln 
wie Getreide. Die Agrarhandelsexperten Qaim 
und Sänger (2009) schätzen, dass die Nachfrage 
nach Lebensmitteln alleine durch den Bevölke-
rungszuwachs um 1,75 Prozent pro Jahr steigen 
wird. Zeddies (Zeddies 2008) nimmt Zuwachsra-
ten von 0,75 Prozent pro Jahr bis 2020 an.

Einen großen Anteil an dieser Entwicklung 
werden die veränderten Verbrauchergewohnhei-
ten haben. Höhere Einkommen und wachsende 
Kaufkraft verändern die Ernährungsgewohnhei-
ten breiter Bevölkerungsschichten, die sich nach 
westlichem Vorbild höherwertige Lebensmittel 
wie Milch- und Fleischprodukte leisten wollen. 
In China ist beispielsweise im Zeitraum von 1990 
bis 2005 der Fleischkonsum pro Kopf um das 
Zweieinhalbfache gestiegen. Der Konsum von 
Milch und Milchprodukten hat sich sogar ver-
dreifacht (Qaim & Sänger 2009). Jürgen Zeddies 
(Zeddies 2008) geht davon aus, dass im Jahr 2020 

Abbildung 7: 

Problemdreieck Friedenspolitik, Armutsbekämpfung und Nahrungsmittelversorgung

Quelle: Eigene Darstellung.
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im Vergleich zum Jahr 2003 weltweit etwa 55 
Prozent mehr Gefl ügelfl eisch, 50 Prozent mehr 
Schweinefl eisch, 10 Prozent mehr Rindfl eisch 
und Milch, 30 Prozent mehr pfl anzliche Öle, 
25 Prozent mehr Zucker und 10 Prozent mehr 
Getreide erzeugt werden müssen. An dieser Stelle 
zeigt die Armutsbekämpfung ihre Kehrseite, dass 
nämlich wachsender Wohlstand – insbesondere 
in den Schwellenländern – zu Importen höher-
wertiger Lebensmittel führt, die wiederum das 
Mengenangebot am Weltmarkt verringern und 
somit zu Preissteigerungen führen, wie es von Ex-
pertengruppen prognostiziert wird (v. Braun et al. 
2008). 

Der steigende Verzehr von Fleisch in den 
Schwellenländern wird den Futtermittelbedarf 
und damit den Flächenverbrauch erheblich er-
höhen. Letztlich defi niert sich der Lebensmit-
telbedarf dort nicht alleine nach der Produkti-
onsmenge, sondern zunehmend auch nach der 
wachsenden Nachfrage nach „Luxusnahrung“ 
wie Fleisch. Um ein Kilogramm Gefl ügelfl eisch 
zu erzeugen, benötigt man etwa zwei Kilogramm 
Getreide. Schon heute entfallen rund 36 Prozent 
des gesamten Getreideverbrauchs auf Futtermit-

tel, knapp 60 Prozent des Getreides wird als Nah-
rungsmittel und Saatgut verwendet. Die brasilia-
nische Sojaproduktion ist von 1,5 Millionen Ton-
nen im Jahr 1970 auf 57 Millionen Tonnen im 
Jahr 2006/07 primär für Exportzwecke ausgebaut 
worden (Meyer 2008). Gleichzeitig müssen Flä-
chenverluste produktiver Landressourcen durch 
Bebauung, Erosion, Wüstenausbreitung und Ver-
salzung von jährlich etwa 0,2 Prozent berück-
sichtigt werden. Das bedeutet, dass die Verluste 
landwirtschaftlicher Nutzfl äche zuzüglich Bevöl-
kerungszuwachs und steigendem Lebensmittel-
verbrauch sowie veränderten Essgewohnheiten 
in der Konsequenz dazu zwingen, die Produktion 
von Agrarerzeugnissen in den kommenden Deka-
den um rund zwei Prozent jährlich zu steigern.

Ernährungssicherung und Biomasseproduktion
Den Erhebungen der FAO (FAOSTAT 2004) kann 
entnommen werden, dass 2004 weltweit nahezu 
355 Millionen Hektar landwirtschaftlicher Nutz-
fl ächen brach lagen. Während der Phasen niedri-
ger Agrarpreise waren Flächen vorrangig in Nord-
amerika, Europa und Russland still gelegt worden. 
Weitere 300 Millionen Hektar wurden bis zum 

Abbildung 8: 

Entwicklung der Weltbevölkerung 2000 bis 2050

Quelle: Eigene Darstellung nach Vereinte Nationen, World Population Prospects: The 2006 Revision, 2007.
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Jahr 2005 in Agrarüberschussländern für die Pro-
duktion von nachwachsenden Rohstoffen und 
Exportprodukten eingesetzt. In der Summe erga-
ben sich 655 Millionen Hektar an agrarischer 
„Überschussfl äche“ für die Nahrungsmittelerzeu-
gung. Diese Landwirtschaftsfl äche wurde um 
etwa 128 Millionen Hektar für die Lebensmittel- 
und Futterversorgung von Importländern  gekürzt, 
so dass von einer agrarischen Nutz fl äche von 527 
Millionen Hektar für Non-Food-Zwecke ausgegan-
gen werden konnte. Dementsprechend blieben 
im Betrachtungszeitraum bis 2005 10 bis 14 Pro-
zent der weltweit verfügbaren Agrarfl ächen unge-
nutzt. Wichtig in diesem Zusammenhang ist 
auch, dass die global verfügbaren Brachfl ächen 
sich nicht nur an marginalen und produktions-
schwachen Standorten befi nden.

Berechnungen von Jürgen Zeddies (Zeddies 
2008) zeigen, dass die genannten Flächenreser-
ven durch den wachsenden Nahrungsmittelbe-
darf ab 2015 aufgezehrt sein werden. Wenn auch 
bis zum Jahr 2050 damit gerechnet wird, dass das 

weltweit zur Verfügung stehende Ackerland von 
derzeit 1,37 Milliarden Hektar um 3,7 Prozent 
ausgeweitet werden kann, so wird damit jedoch 
insgesamt gesehen der Zuwachs an Agrarfl ächen 
weniger als 0,1 Prozent jährlich ausmachen und 
nur 10 Prozent des jährlichen Bevölkerungs-
wachstums entsprechen (FAOSTAT 2004, OECD/
FAO 2007, Zeddies 2008). Das bedeutet, sowohl 
die Ernährung der Weltbevölkerung als auch die 
Versorgung mit Biomasse für Erneuerbare Ener-
gien muss auf der bereits heute real existieren-
den landwirtschaftlichen Nutzfl äche gesichert 
werden. Hieraus ist zwingend abzuleiten, dass 
auf den vorhandenen Agrarfl ächen die Produk-
tivität im Sinne von Ertragsleistung je Flächen-
einheit in den kommenden Jahrzehnten enorm 
gesteigert werden müsste. Das erscheint ange-
sichts der bisherigen Produktivitätssteigerungen 
von etwa einem Prozent pro Jahr als eine schier 
unlösbare Aufgabe. Bei all dem muss auch be-
rücksichtigt werden, dass in den Industriestaaten 
zunehmend höhere Ansprüche an Inhaltsstoffe 

Abbildung 9: 

Nahrungsmittelbedarf im Spannungsfeld zwischen Mengenerzeugung und veränderten 

Verzehrgewohnheiten

Quelle: Eigene Darstellung.
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und Schadstofffreiheit gestellt werden. Das führt 
zu einer  Extensivierung der Erzeugung und damit 
zu  einem höheren Bedarf an landwirtschaftlicher 
Nutzfl äche für die gleiche Produktmenge, bei-
spielsweise im ökologischen Landbau.

Preissteigerungen prognostiziert
Das globale Preisgefüge, das durch Überschuss-
mengen aus Europa und Amerika mit subventio-
nierten Dumpingpreisen künstlich niedrig gehal-
ten wurde, hat in vielen der ärmsten Länder zu 
einer Aufgabe der Landwirtschaft geführt. Höhe-
re Agrarpreise könnten demnach auch zu einer 
Wiederbelebung der Landwirtschaft in diesen 
Ländern führen (v. Braun 2008).

Seit Mitte 2008 jedoch beherrscht ein drama-
tischer Preisverfall die Agrarmärkte. Anfang des 
Jahres 2009 erreichte das Preisniveau den Stand 
von 2004 (ZMP 2009). Und der Preissturz ist bis 
heute nicht gebremst. Dennoch rechnet die FAO 
für die kommenden zehn Jahre mit einem um 
mindestens 50 Prozent höheren Preisniveau als 
noch vor der Jahrtausendwende. Verantwortlich 
dafür sei, dass bis 2030 etwa 50 Prozent mehr 
Getreide und 85 Prozent mehr Fleisch erzeugt 

werden müssten, um die globale Nahrungsmit-
telnachfrage der aufstrebenden Schwellen- und 
 Entwicklungsländer zu decken (Brockmeier u. 
Klepper 2008). Auch das International Food  Policy 
 Research Institute (IFPRI 2006) rechnet nach ers-
ten Prognosen mit erheblichen Preissteigerungen 
für Nahrung und Futtermittel. Eines seiner Mo-
delle prognostiziert für das Jahr 2010 Preissteige-
rungen bei Mais von 20 Prozent, bei Weizen von 
11 Prozent und bei Maniok von 33 Prozent. 

Bioenergie und Produktivitätssteigerung
Es wird deutlich, dass die langfristige globale Nah-
rungsmittelversorgung für sich schon allergröß-
ter Anstrengungen bedarf. Das heißt umgekehrt, 
die Nutzung von Biomasse als Energieträger wird 
zeitlich nur begrenzt möglich sein. Die völlig 
unzureichende Entwicklung der Versorgung mit 
lebensnotwendigen Gütern, insbesondere in Afri-
ka, aber auch in Teilen Asiens, steht in direktem 
Zusammenhang mit der Frage, ob schon heute 
eine Bedrohung der Nahrungsmittelversorgung 
armer Bevölkerungsschichten durch die Preisstei-
gerungen am Agrarrohstoffmarkt zu erkennen ist 
und ob gegebenenfalls die Gründe hierfür in der 

Abbildung 10: 

Getreidepreisentwicklung von Mai 2007 bis Mai 2010

Internationale Getreidepreise (monatlicher Durchschnitt)

Quelle: FAO 2010.
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zunehmenden Produktion von Biomasse für Bio-
energie zu suchen sind.

Bis in die 90er Jahre des 20. Jahrhunderts war 
ein stetiger Fortschritt in der Gesamtproduktivi-
tät landwirtschaftlicher Rohstoffe und teils sogar 
eine Erholung der globalen Ernährungssituation 
zu erkennen (FAO 2003). Ertragszuwächse wur-
den nahezu ausschließlich bei Ackerkulturen be-
obachtet, was auf die Ausdehnung von Ackerland 
zulasten von Grünland zurückzuführen ist. Fort-
schritte in der Anbautechnik, bei der Sortenent-
wicklung, im Pfl anzenschutz- und Düngemittel-
einsatz und im Flächennutzungswandel taten ein 
Übriges. Weltweit wird bei Getreide zwischen    
den Jahren 2005 und 2050 ein Ertragszuwachs 
von 32,5 Doppelzentner pro Hektar auf 54,8 Dop-
pelzentner pro Hektar erwartet. Das Gesamtvo-
lumen würde damit auf 3,6 Milliarden Tonnen 
Getreide wachsen. Bei diesen Prognosen wurden 
die im Getreideanbau durchschnittlichen Ertrags-
zuwächse der vergangenen Jahrzehnte in Höhe 
von 1,5 Prozent unterstellt.

Dieser Entwicklung steht allerdings ein jähr-
lich um rund zwei Prozent wachsender Bedarf ge-
genüber. In der Folge würden zuerst die brach lie-
genden agrarischen Flächen in Anspruch genom-
men werden, ab 2015, spätestens ab 2020 würde 
eine Überschneidung mit der Nachfrage nach 
Nahrungsmitteln eintreten (Zeddies 2008). Und 
spätestens dann müsste man von einer ernsthaf-
ten Flächenverknappung für die Erzeugung von 
Biomasse für Erneuerbare Energien ausgehen. 
Wenn sich die strukturellen Voraussetzungen für 
die Nahrungsmittelerzeugung nicht entscheidend 
verbessern, ist bis 2050 mit einem Ende der Bio-
masseverwertung für andere als Nahrungszwecke 
zu rechnen (Zeddies 2008).

Einfl uss der Agrarpreise
Steigende Preise für Agrarrohstoffe können dazu 
anreizen, brachliegende Flächen wieder zu nut-
zen sowie vor- und nachgelagerte Bereiche zu 
mobilisieren mit der Folge, dass die Agrarproduk-
tion steigt. Höhere Produktpreise veranlassen die 
Landwirtschaft zu Anpassungsreaktionen, weil 
es wieder attraktiver wird, Lebensmittel anstelle 
von Bioenergie zu erzeugen. Hier erweist sich ins-

besondere das Segment der Getreide- und Raps-
produktion zur Erzeugung von Biokraftstoffen als 
kritisch, weil steigende Preise sofort zu einer Re-
aktion führen. Das hat das Jahr 2008 gezeigt, als 
mehrere Bioethanolhersteller ihre Anlagen auf-
grund der hohen Getreidepreise stilllegen muss-
ten (VDB 2009).

Weitere Indizien für die globale Anpassung 
der Landwirte an ein verändertes Preisgefüge sind 
den aktuellen Prognosen der OECD zu entneh-
men, die auf eine Stabilisierung oder allenfalls 
auf leichte Preissteigerungen hindeuten (OECD-
FAO 2008). Weil viele Landwirte mit der Aussicht 
auf höhere Erlöse wieder mehr Getreide angebaut 
haben, ist die Weizenernte 2008/09 auf eine Re-
kordhöhe von 676 Millionen Tonnen gestiegen. 
Im Jahr davor waren es 608 Millionen Tonnen. 
Der Weizenverbrauch hat 2008/09 nur um 5 auf 
644 Millionen Tonnen zugenommen, obwohl die 
Weltbevölkerung in diesem Zeitraum um 82 Mil-
lionen Menschen gewachsen ist. Der schwache 
Verbrauchszuwachs kann auch durch die welt-
wirtschaftliche Entwicklung bedingt sein, die 
den Bedarf im Futtersektor wegen einer geringe-
ren Nachfrage nach Fleisch und Milchprodukten 
gesenkt hat. Die weltweiten Weizenvorräte haben 
sich seit der Krise 2007/2008 mit Lagerbestän-
den von 120 Millionen Tonnen 2008/09 auf 164 
Millionen Tonnen erholt und haben nach den 
jüngsten Berichten des amerikanischen Landwirt-
schaftsministeriums USDA einen Bestand von 
196 Millionen Tonnen erreicht (Bickert 2010). In 
Indien sollen aktuell 550.000 Hektar zusätzlich 
mit Weizen bestellt worden sein, in der Ukraine 
300.000 Hektar. Im Januar 2010 hat es in der Fol-
ge dieser Analysen enorme Preisverfälle gegeben. 
Insgesamt konnte beobachtet werden, dass sich 
die steigenden Lebensmittelpreise der Jahre 2007 
und 2008 letztendlich als ein Instrument zur Be-
hebung des Welthungers erwiesen haben. Aller-
dings führt der gegenwärtige Preisverfall an den 
Weltmärkten wieder zu einer Einschränkung der 
Produktion. In den USA zum Beispiel wurden die 
Weizenanbaufl ächen um 14 Prozent verringert. 
Steigende Lebensmittelpreise sorgen demnach für 
einen starken Anreiz, die Versorgungssituation zu 
verbessern. Es bleibt jedoch die Frage im Raum 
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stehen, wie gleichzeitig die Armut in den mittel-
losen Ländern Afrikas und Asiens bekämpft wer-
den kann, damit die betroffenen Menschen höhe-
re Lebensmittelpreise auch bezahlen können.

Höhere Biomassekosten führen zu einer er-
heblichen Verteuerung der Biokraftstoffe, weil die 
Rohstoffpreise mehr als die Hälfte der Gesamt-
kosten ausmachen. Dadurch verringert sich die 
Wirtschaftlichkeit der Biokraftstoffe. Die Kosten 
für Beimischungsquoten, an denen die Verbrau-
cher über die Kraftstoffkosten beteiligt werden, 
ziehen an. Die Preisentwicklung hängt jedoch in 
beiden Bereichen, bei den Lebensmitteln wie bei 
der Bioenergie, davon ab, in welchem Maße die 
Regierungen der Industriestaaten die Förderung 
von Agrarenergie ausbauen werden, so OECD-
Direktor Stefan Tangermann (Tangermann 2007). 
Es gilt, eine Balance zu fi nden, um mit der Förde-
rung der Bioenergie indirekt eine Preissteuerung 
am Rohstoffmarkt möglich zu machen.

Fazit
Ab 2015 wird sich bei einer weiteren Entwick-
lung der Nahrungsmittelversorgung wie in den 
vergangenen zwei Dekaden eine deutliche Flä-
chenverknappung einstellen. Für den Umgang 
mit dieser Entwicklung gibt es grundsätzlich zwei 
Möglichkeiten:

Erste Möglichkeit: Der wachsende Bedarf an land-
wirtschaftlicher Biomasse für Energiezwecke wird in 
Konkurrenz zur Lebensmittelversorgung treten und zu 
einer Erhöhung der Agrarpreise führen. Höhere Preise 
für Lebensmittel schaffen neue Anreize zur Steigerung 
der Produktivität. Dies belebt die internationale land-
wirtschaftliche Entwicklung, was die einzige Chance 
dafür ist, die wachsende Weltbevölkerung zu ernäh-
ren. Weil im Energiesektor anders, als im Ernährungs-
sektor, andere und preiswertere Alternativen zur Ver-
fügung stehen, wird die Bioenergie aus dem Verdrän-
gungswettbewerb letztlich als Verlierer hervorgehen.

Zweite Möglichkeit: Die Biokraftstoffe werden 
aufgrund steigender Energiepreise immer rentabler 
und damit wettbewerbsfähiger gegenüber Nahrungs-
mitteln. Der Mangel an Nahrungsmitteln wird ab 
2015 zu dramatischen Krisensituationen führen.

3.3 Referenzszenario – „Weiter wie bisher“

Folgende Voraussetzungen bestimmen das Refe-
renzszenario:
• Der Ölpreis steigt in den kommenden beiden 

Jahrzehnten aufgrund sinkenden Bedarfs in 
den Industrieländern und wegen neuer Öl fun-
de beziehungsweise preisgünstiger Erschlie-
ßung vorhandener Ressourcen moderat an. 
Der wachsende Bedarf der Schwellenländer 
wird dadurch kompensiert. Der Peak Oil ver-
schiebt sich nach hinten.

• In den Zeitraum 2015 bis 2018 hinein ist die 
Versorgung mit Nahrungsmitteln gleichblei-
bend, eventuell sogar leicht verbessert, weil 
die Menge der Getreidevorräte aus den Jahren 
2008/2009 in vergleichbarer Dimension er-
halten bleibt. Dies sichert ein niedriges Preis-
niveau agrarischer Rohstoffe.

• Die Entwicklung der Weltbevölkerung wird 
sich in einer mittleren Größenordnung bewe-
gen, jedoch ab Mitte des kommenden Jahr-
zehntes (2015–2020) vermehrt zu Engpässen 
in der Nahrungsmittelversorgung führen. Pa-
rallel werden die Nahrungsmittelpreise steigen.

Gegenwärtig steigt die Anzahl der hungernden 
Menschen in der Welt, obwohl
• der Ölpreis als treibende Kraft für die Auswei-

tung des Anbaus von Biomasse für die Produk-
tion von Biokraftstoffen seit Mitte 2008 dras-
tisch gesunken ist,

• die Preise für agrarische Rohstoffe einen Tief-
stand erreicht haben,

• die Getreidelager nach mehreren guten Ern-
ten seit 2008 wieder gut gefüllt sind – weltweit 
 derzeit mit rund 365 Millionen Tonnen,

• die Industrieländer den Weltmarkt mit ihren 
Überschussmengen an Getreide, Milch und 
Fleisch versorgen, 

und weil
• die Biokraftstofferzeugung aufgrund des Bei-

mischungszwangs in Europa weiter zunimmt 
(Schumacher 2009, DLG-Mitteilungen 2009).

Die landwirtschaftliche Fachpresse beurteilt die 
Situation wegen des starken Preisverfalls als kri-
tisch. Die Gegensätze zwischen Überfl uss und 
Mangel relativieren die Diskussion über den Ein-
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fl uss der Biokraftstoffe auf die Weltmarktpreise 
und den jüngsten Anstieg der Nahrungsmittel-
unterversorgung in den armen Ländern. So wer-
den auch im jüngsten IFPRI-Bericht zum Welt-
hungerindex die Biokraftstoffe als Ursache nicht 
erwähnt. Zudem muss auf den prognostizierten 
relativ stabilen Ölpreis hingewiesen werden, der 
bei 60 – 70 US-$ je Fass liegt (OECD-FAO 2009). 
Unter diesen Bedingungen bleiben Biokraftstoffe 
nicht rentabel. So wird beispielsweise Rapsdiesel 
erst ab Rohölpreisen von 70 US-$ je Fass billiger 
als Diesel fossiler Herkunft (Funk 2009).

Offensichtlich ist, dass die Option eines 
„Weiter wie bisher“ keinen substantiellen Bei-
trag zur Verbesserung der Ernährungssituation 
leistet. Ernteausfälle und Marktspekulationen, 
die zum Beispiel in den Jahren 2006 und 2007 
zu Mangelsituationen führten, können jederzeit 
wieder auftreten. Steigende Energiepreise würden 
die Flächenkonkurrenz zwischen Nahrungs- und 
Energiepfl anzenanbau forcieren und trügen da-
mit zur Volatilität der Agrarpreise bei. Die aktuel-
le Ernährungskrise hat natürlich auch ihre Ursa-
che in der Weltwirtschaftskrise (FAO 2009; WHI 
2009). Die Folge ist ein akuter Nachfragerückgang 
beispielsweise nach Futtermitteln. In den Schwel-

lenländern wird bei verschlechterten Einkom-
mensbedingungen zuallererst der Fleischkonsum 
eingeschränkt. Der verringerte Weltagrarhandel 
führt zu einem Überangebot, die Preise sinken – 
auch in den armen Ländern. Bauern, die in den 
vergangenen zwei Jahren aufgrund der steigen-
den Preise in die Produktion investiert und damit 
zur Verbesserung der Ernährungssituation bei-
getragen haben, können jetzt ihre Kredite nicht 
mehr zurückzahlen (WHI 2009). 

Das Szenario „Weiter wie bisher“ wird unter 
den Bedingungen eines „Überangebotes“ an Nah-
rungs- und Futtermitteln kurz- bis mittelfristig 
die Agrarmärkte auf einem niedrigen Preisniveau 
halten, eventuell sogar zu einer leichten Verbes-
serung der Ernährungsversorgung armer Länder 
beitragen. Langfristig allerdings wird es in eine 
Katastrophe münden. Die strukturellen Probleme 
als eigentliche Ursache für die Nahrungsmittelkri-
se würden nicht beseitigt. Nahrungsmittelhilfen 
und Ad-Hoc-Maßnahmen hätten lediglich eine 
kaschierende Funktion. Die wachsende Weltbe-
völkerung wird unter den gegenwärtigen landwirt-
schaftlichen Produktionsbedingungen vor dem 
Hintergrund des sich anbahnenden Klimawan-
dels innerhalb eines Jahrzehntes die  schlimmste 

Abbildung 11: 

Bevölkerungswachstum und Unterernährung von 1990 bis 2009

Quelle: Deutsche Welthungerhilfe (2010).
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Krise seit Menschengedenken erleben (Stern 2006, 
Stern 2009, Giddens 2009).

3.4 Szenario „Worst Case“

Verschiedene problematische Einfl ussgrößen be-
stimmen das Szenario „Worst Case“:
• Der Ölpreis steigt in den kommenden Jahren 

deutlich an und erreicht 100 US-$ je Fass. Der 
Peak Oil wird früher erreicht als prognostiziert. 
Es lohnt sich, Biomasse für Erneuerbare Ener-
gien anzubauen.

• Der Klimawandel macht sich schon in den 
nächsten zehn Jahren spürbar bemerkbar. Miss-
ernten wie 2006/07 treten häufi ger, zwei- bis 
viermal in diesem Jahrzehnt auf. Die Weltge-
treidevorräte werden bis auf Notreserven auf-
gebraucht. Die Preise für Agrarrohstoffe steigen 
über das Niveau von 2007/2008.

• Das Bevölkerungswachstum beschleunigt sich 
stärker als die mittleren Prognosen annehmen. 
Im Jahr 2020 leben 8 Milliarden Menschen auf 
der Erde. 

• Die Folgen der Weltwirtschaftskrise 2008/2009 
sind noch immer nicht überwunden. Es fehlt 
in den armen Ländern an Investitionsmitteln, 
um Produktivitätsfortschritte in der Land-
wirtschaft zu erreichen oder weitere landwirt-
schaftliche Flächen in Nutzung zu nehmen. 

Schon unter den Bedingungen des „Weiter so“- 
Szenarios mit einer Fortschreibung der gegenwär-
tigen Rahmenbedingungen würden das Bevölke-
rungswachstum und die strukturellen Probleme 
der armen Länder in einem überschaubaren Zeit-
raum zu größeren Krisen führen. Unter den ver-
schärften Bedingungen des „Worst Case“-Falles 
träten die Kernprobleme früher und stärker auf: 
• Durch den steigenden Ölpreis werden insbe-

sondere Entwicklungsländer über noch weni-
ger Devisen verfügen können. Es können keine 
Investitionsgüter gekauft werden, womit die 
landwirtschaftliche Produktion nicht erhöht 
werden kann.

• In der ersten Phase dieser Entwicklung werden 
die gestiegenen Energiepreise den Einsatz von 
Biokraftstoffen lukrativ machen. Die politi-
schen Programme zum Einsatz von Bioethanol 

und Biodiesel werden ausgebaut, neue Produk-
tionsanlagen werden entstehen.

• Weltweit wird Biomasse für die Erzeugung von 
Kraftstoffen aufgekauft. Die Flächenkonkur-
renz zu Nahrungsmitteln nimmt zu.

• Sich wiederholende Ernteausfälle in mehreren 
Regionen der Welt, bedingt durch Klimawan-
del mit Wetterextremen, führen zu verringer-
ten Handelsvolumina mit Agrarrohstoffen.

• Einhergehend mit den Angebotsschwankungen 
werden die Preise für Nahrungsmittel drastisch 
steigen, möglicherweise mit hoher Volatilität.

• Insbesondere die ärmeren Länder werden kurz-
fristig vor Versorgungsengpässen stehen, da 
sich ihre landwirtschaftliche Produktion nicht 
in kurzen Zeiträumen auf die veränderten Rah-
menbedingungen (lohnende Nahrungsmit-
telproduktion durch ein höheres Preisniveau) 
einstellen kann.

• Die Ernährungsversorgung wird sich ab 2015 
drastisch verschlechtern. Jährlich werden 100 
bis 150 Millionen Menschen mehr an Hunger 
leiden. Bis 2020 leiden zwei Milliarden Men-
schen an Unterernährung.

• Die Politik hat sich dem „Weiter wie bisher“ 
verschrieben. Die Verantwortlichen stehen in 
der zweiten Hälfte des kommenden Jahrzehn-
tes vor einem Scherbenhaufen der Konzept-
losigkeit, da weder auf die Herausforderungen 
des Klimawandels noch auf die Armut in den 
Entwicklungsländern adäquat reagiert worden 
war. 

Eine düsterere Version der Zukunft kann kaum 
gezeichnet werden. Sie ist vielleicht nur noch ver-
gleichbar mit den Pestwellen im 15. Jahrhundert. 
Damals gab es keine direkte Abhilfe. Die Mensch-
heit konnte diese Krise nur über sich ergehen las-
sen und auf ihr Ende hoffen. Ärzte und Mönche 
haben sich im Umgang mit den Kranken durch 
das Umhängen einer Pestwurz-Wurzel zu schüt-
zen versucht. Am Ende waren ganze Landstriche 
menschenleer, 30 Prozent der Bevölkerung starb. 

Es gibt wichtige und deutliche Hinweise 
darauf, dass die Menschheit vor einer solchen 
„Worst-Case-Entwicklung“ steht:
• Bevölkerungswachstum und steigender Nah-

rungsmittelbedarf,
• Klimawandel und Ernteausfälle,
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• steigende Energiepreise,
• strukturelle Anpassungsprobleme,
• mangelnde Zeit für die Anpassung,
• Forschung und Entwicklung fokussieren auf 

die Bedürfnisse der reichen Länder.

3.5 Szenario „Best Case“

Das Szenario „Best Case“ fasst eine moderate Ent-
wicklung der Rahmenbedingungen und die Aus-
schöpfung verschiedener Handlungsoptionen 
 zusammen:
• Der Ölpreis bleibt auf einem Niveau von 75    

bis 85 US-$ je Fass, damit deutlich unter der 
100 US-$ Marke. Der wachsende Treibstoffbe-
darf der Schwellenländer wird durch den mas-
siven Einsatz moderner Antriebstechnologien 
und durch angepasste Infrastrukturen abge-
federt. 

• Die Energiepreise erlauben den ökonomischen 
Einsatz von Biokraftstoffen. Die erste Genera-
tion der Biokraftstoffe wird allmählich von der 
zweiten Generation der BtL-Kraftstoffe abge-
löst. Überproduktionen agrarischer Rohstof-
fe von industrialisierten Ländern werden zu 
energetischen Zwecken verwendet und fl ießen 
nicht mehr zu Dumpingpreisen auf die Welt-
märkte. Regionale Lösungsansätze zur Produk-
tion von Biokraftstoffen werden insbesondere 
in den Entwicklungsländern forciert. Die Bio-
masse-Erzeugung für den inländischen Bedarf 
und für den Export wird sowohl die landwirt-
schaftliche Entwicklung in armen Ländern un-
terstützen, als auch Devisen durch den Export 
von Biokraftstoffen für weitere Investitionen 
beschaffen. Importe von Biokraftstoffen aus 
Entwicklungsländern werden nur unter Ein-
haltung der Nachhaltigkeitsstandards erlaubt. 

• Die Preise für Nahrungsmittel werden sich 
 global moderat erhöhen. Die landwirtschaft-
liche Erzeugung wird auch zunehmend Mar-
ginalstandorte in Anspruch nehmen. Die 
Ausweitung der landwirtschaftlichen Flächen 
sowie Produktivitätsfortschritte werden die 
Nahrungsmittelversorgung absichern.

• Das Monitoring der Welternährungssituation 
wird ausgebaut. Die industrialisierten Länder 

entwickeln Programme, um bei Nahrungsmit-
telengpässen kurzfristig die Produktion von 
Biokraftstoffen zugunsten der Produktion von 
Nahrungsmitteln umzusteuern.  

• 2015 bis 2018 ist die Ernährungsversorgung 
gleichbleibend, eventuell leicht verbessert, da 
die Getreidevorräte der Jahre 2008/2009 in ver-
gleichbarer Dimension erhalten werden konn-
ten. Verbesserungen der strukturellen Situatio-
nen in den Entwicklungsländern werden eine 
spürbare Reduzierung der Nahrungsmittelun-
terversorgung herbeiführen.

• Die Entwicklung der Bevölkerungszahlen wird 
sich mit Unterstützung von Familienpolitik-
programmen, insbesondere mit Förderung des 
Gender-Ansatzes, sowie durch die Bekämpfung 
von Armut abschwächen. Ab der zweiten Hälf-
te des nächsten Jahrzehntes wird ein spürbarer 
Rückgang des Bevölkerungswachstums zu be-
obachten sein. 

Tiefpreise der agrarischen Rohstoffe haben in der 
Vergangenheit nicht vermocht, die Unterernäh-
rung deutlich zu reduzieren. Das Fatale an den 
Tiefpreisen ist, dass sie auf der Überproduktion 
der reichen Länder beruhen. Diese setzen mit 
steuerlich fi nanzierten Dumpingpreisen die Welt-
marktpreise unter Druck. In der Vergangenheit 
hatte das zur Folge, dass Bauern in der dritten 
Welt mit diesen Preisen nicht mithalten konnten 
und die Produktion aufgaben. Viele dieser Länder 
wurden auf diese Weise von billigen Agrarimpor-
ten abhängig. So mussten arme Länder, die in der 
Regel landwirtschaftlich geprägt sind, ihre Devi-
sen für Nahrungsgüter ausgeben und ihre eigene 
landwirtschaftliche Produktion vernachlässigen. 
Denn auf dem Weltmarkt fanden ihre „teuren“ 
landwirtschaftlichen Produkte keine Abnehmer, 
dementsprechend konnten auch keine Devisen 
erwirtschaftet werden. Der Lösungsansatz muss 
also der sein, die Weltmarktpreise zu erhöhen, 
um fi nanzielle Anreize für die Steigerung der 
landwirtschaftlichen Produktion in den Entwick-
lungsländern zu schaffen. Voraussetzung aller-
dings ist, dass reiche Länder nicht mehr mit ihrer 
subventionierten Überproduktion die Weltmarkt-
preise unter Druck setzen, also für die Erzeugung 
von Biokraftstoffen nutzen.
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Bleibt die Frage offen, ob Ressourcen für eine 
solche Entwicklung zur Verfügung stehen. Im-
merhin geht die OECD-FAO-Studie (OECD-FAO 
2009) von einem wachsenden Nahrungsmittel-
bedarf in den Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern im Vergleich zum Jahr 2005 bis 2030 von 
60 Prozent und insgesamt einer Verdopplung bis 
2050 aus. Die Steigerung der landwirtschaftlichen 
Produktion geht in den vergangenen Jahren aller-
dings maßgeblich auf die Produktivitätsfortschrit-
te in den Industrieländern mit 13 Prozent bei 
Getreide zurück. Die Entwicklungsländer lagen 
bei nur zwei Prozent. Weltweit werden bis zum 
Jahr 2050 rund 70 Prozent mehr Nahrungsmittel 
benötigt als im Jahr 2005. Um diese Nachfrage 
abzusichern, muss die Produktionsmenge um 42 
Prozent steigen.

Welche Potenziale stehen für eine derartige 
Ertragssteigerung zur Verfügung? Zunächst zieht 
die OECD-FAO-Studie ihren Optimismus aus den 
Erfahrungen der Vergangenheit, wonach sich die 
landwirtschaftliche Erzeugungsmenge zwischen 

den Jahren 1970 und 2007 verdreifacht hat. Zu-
dem stehen weltweit 1,56 Milliarden Hektar Land 
zur Verfügung, die zusätzlich landwirtschaftlich 
genutzt werden könnten. Allerdings liegen über 
50 Prozent dieser Flächen in Afrika und Südame-
rika (Fischer et al. 2002). In den dortigen Ländern 
besteht wenig Interesse, neue Agrarfl ächen zu er-
schließen, weil das niedrige Preisniveau bei land-
wirtschaftlichen Produkten keine Spielräume für 
Investitionen erlaubt. Zudem muss auf die rela-
tiv höheren Kosten bei der Neulandgewinnung 
im Vergleich zu bereits bewirtschafteten Flächen 
hingewiesen werden (Bickert 2009). Investiert 
werden muss auch in die Modernisierung der 
Landwirtschaft, beispielsweise in wassersparende 
Techniken wie der Tröpfchenbewässerung, da ja 
in vielen Regionen der Welt mit zunehmenden 
Wasserproblemen gekämpft wird. Der Hebel für 
diese Entwicklung liegt im Preisniveau für land-
wirtschaftliche Produkte. Biokraftstoffe könnten 
ihren Beitrag im Rahmen einer „Best Case“-Ent-
wicklung leisten.
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Die Ausführungen sollten deutlich gemacht ha-
ben, wie komplex die Probleme sind, vor denen 
wir als Menschheit stehen: Die Bevölkerungsent-
wicklung geht einher mit dem steigenden Bedarf 
an Lebensmitteln und einer immer dringlicheren 
Bekämpfung von Armut, die ihrerseits Vorausset-
zung für eine ausreichende Versorgung mit Le-
bensmitteln ist. Der Klimawandel wiederum löst 
eine Kette zahlreicher Aktivitäten im Klimaschutz 
aus, wie die Produktion von Biokraftstoffen, die 
in Konkurrenz zur Produktion von Nahrungsmit-
teln treten. All das erfordert ein Umdenken in 
vielerlei Hinsicht.

Die globale Bedrohung der Welternährung 
durch Bevölkerungswachstum und Klimawandel 
wird nicht vor der Haustür der wohlhabenden 
Staaten halt machen. Alle werden betroffen sein, 
aber nicht alle werden den gleichen Beitrag leis-
ten können. Die damit verbundenen politischen, 
wirtschaftlichen und technologischen Herausfor-
derungen werden mit hoher Wahrscheinlichkeit 
mehr Geld kosten als die gegenwärtige Welt-
wirtschaftskrise. Die Lösung der Probleme hängt 
damit maßgeblich von den fi nanziellen Spiel-
räumen der reichen Länder ab. Auch wenn die 
derzeitigen institutionellen Rahmenbedingungen 
schwierig sind, ist es unerlässlich, dass die  Politik 
in Rich tung auf eine globale – und wirksame – Ko-
ordination aller politischen und wirtschaftlichen 
Aktivitäten drängt, denn globale Probleme wie 
Klimawandel und Welternährung lassen sich nur 
auf dieser  Ebene lösen. Dabei entsteht für demo-
kratisch regierte Nationalstaaten ein gewisses Di-
lemma, denn um eine entsprechende Ebene wirk-
samer global governance zu etablieren und weiter 
auszubauen, müssten Politiker gewählt werden, 
die bereit sind, nationale Entscheidungsspielräu-
me zugunsten einer weitergehenden globalen 

Abstimmung mit anderen Ländern und Regio-
nen zu beschneiden. Handhabbare und tragfähi-
ge Modelle einer globalisierten Demokratie sind 
noch nicht in Sicht und realistischerweise für die 
nähere Zukunft nicht zu erwarten, auch wenn die 
Vereinten Nationen und Gremien wie die G-20 
zwischenzeitlich erheblichen Zuspruch von Bür-
ger/innen aller Welt erleben (der allerdings auch 
schnell wieder abebben kann). 

Den Bürger/innen und Verbraucher/innen 
insbesondere in den reicheren Ländern kommt 
somit eine besondere Verantwortung zu – einer-
seits als zivilgesellschaftliche politische Macht 
(die immer häufi ger nationalstaatliche Grenzen 
überschreitet), andererseits als Konsumenten, die 
wirtschaftliche Macht entfalten. Am Beispiel der 
Frage der Bewertung von Biokraftstoffen zeigt 
sich jedoch in besonderer Weise, dass es hierzu 
verlässlicher – und vor allem unabhängiger – In-
formationen und eines entsprechenden Zusam-
menhangwissens bedarf, um ein entsprechend 
bewusstes Handeln zu ermöglichen. Allzu oft fehlt 
es dazu aber an geeigneten Rahmenbedingungen 
in den Wissenschaften, die nicht immer das nö-
tige Maß an Unabhängigkeit gegenüber einzel-
nen wirtschaftlichen und politischen Interessen 
bewahren können. Zudem ist ein ausgeprägtes 
Nord-Süd-Gefälle auch in den Wissenschaften zu 
beobachten, denn die fi nanzielle Ausstattung der 
Forschung und Entwicklung in ärmeren Ländern 
ist völlig mangelhaft.

Wissenschaft und Forschung haben aber 
nicht nur die Aufgabe, Wirkungszusammenhän-
ge zu entschlüsseln und zu kommunizieren, son-
dern  auch Lösungskonzepte und Umsetzungs-
vorschläge (mit) zu entwickeln. Es ist fraglich, ob 
sich die Forschung im herkömmlichen Sinne an 
den Universitäten und Forschungsinstituten der 

4. Ausblick – Politik, Bürger und Verbraucher reicher Länder in der   

 Verantwortung
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Thematik in einer angemessenen Weise um set-
zungsorientiert widmet. Wissenschaftler sind 
 primär gezwungen, sich in renommierten wis-
senschaftlichen Journalen und auf hochrangigen 
Konferenzen zu profi lieren. Dort stehen in aller 
Regel Grundlagenfragen und neuartige Techno-
logien im Vordergrund, während sich das Interes-
se an Möglichkeiten der Einführung schon be-
kannter und bewährter Technologien in Entwick-
lungsländern (etwa im Bereich Ressourceneffi -

zienz) in Grenzen hält. Dabei ließe sich auf diese 
Weise das Problemdreieck Armutsbekämpfung, 
Nahrungsmittelversorgung und Friedenspolitik 
mit aller Wahrscheinlichkeit besser und vor allem 
schneller lösen als mit immer neueren Techno-
logien. Ohne die Lösung dieses Problemdreiecks 
hin gegen ist auch jede Klima- und Welternäh-
rungspolitik von vornherein zum Scheitern ver-
urteilt. 
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